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1 Einleitung 

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) hat etwa 83 Millionen Einwohner. Davon 

waren bei der Bundestagswahl 2017 etwa 61,69 Millionen Menschen aktiv wahl-

berechtigt.1 Aktives Wahlrecht bedeutet, dass man die Fähigkeit besitzt, an einer 

demokratischen Wahl durch Stimmabgabe teilzunehmen. Neben der Möglichkeit, 

aktiv an der Wahl teilzunehmen besteht auch die Option, sich selbst als Vertreter 

des Volkes wählen zu lassen. Wahlberechtigte haben die Möglichkeit neben der 

Teilnahme an der Bundestagswahl, ebenfalls in dem Bundesland ihres Haupt-

wohnsitzes an der Landtagswahl teilzunehmen. 

Diese Wahlmöglichkeiten sind gegeben, da es sich bei der BRD um einen födera-

len Staat handelt. Sie besteht aus einem Gesamtstaat (Bund) und den 16 Glied-

staaten (Länder). Dies ist in Artikel 20 Abs. 1 GG verankert: „Die Bundesrepublik 

Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“.2 Sowohl der Bund 

als auch die Länder besitzen in diesem föderalen System eigene Gesetzgebungs-

kompetenzen, welche durch gewählte Volksvertreter ausgeübt werden. 

Die Wahlmänner werden als Abgeordnete bezeichnet. Sie sind die Vertreter des 

ganzen Volkes und nicht an Aufträge noch an Weisungen gebunden, sondern nur 

ihrem Gewissen unterworfen. Doch was verdient solch ein gewählter Volksvertre-

ter? Welche sonstigen Leistungen erhält er? Wie funktioniert die Gesundheitsab-

sicherung? Wie ist die Altersvorsorge geregelt? Sind Hinterbliebene abgesichert? 

Jedes Bundesland regelt diese Fragen separat in seinem Abgeordnetengesetz.  

Im Rahmen meines dreijährigen dualen Studiums beim Thüringer Landesamt für 

Finanzen zum Verwaltungswirt -Fachrichtung Staatsfinanzverwaltung- führte ich 

im August 2019 ein vierwöchiges Praktikum beim Thüringer Finanzministerium 

durch. Während dieser Zeit bekam ich die Aufgabe, einen Überblick der Leistun-

gen an Abgeordnete aus den Länderparlamenten der Flächenländer im Vergleich 

zu den Thüringen Abgeordneten zu erstellen. Ziel war es zu sehen, ob die Leis-

tungen an die Thüringer Volksvertreter im Vergleich zu anderen Bundesländern, 

im speziellen zu den neuen Bundesländern zu hoch/ zu niedrig/ angemessen sind 

                                                
1  vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Wahlberechtigte. Verfügbar unter: 

https://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/bundestagswahlen/280397/wahlbetechtigte 
[Zugriff am 11.11.2020] 

2  vgl. Detterbeck, Steffen, Das Grundgesetz. In: Basistexte Öffentliches Recht, 23. Auflage, dtv Verlag, 
01. Januar 2017, ISBN: 978-3-423-057656-1, Abschnitt:1, S. 12 

https://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/bundestagswahlen/280397/wahlbetechtigte
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und ob sich ggf. Änderungsvorschläge für das Thüringer Abgeordnetengesetz er-

geben. Die Ausarbeitung diente als Grundlage für meinen Entschluss, die Diplom-

arbeit zum Thema „Vergleich der Leistungen an Abgeordnete ausgewählter Län-

derparlamente“ zu schreiben. Die Auswertungen der Leistungen erfolgten mit 

Rechtstand zum 31. Oktober 2020. Spätere Änderungen in den Abgeordnetenge-

setzen finden keine Berücksichtigung. 

In der folgenden Diplomarbeit werden die Ergebnisse meiner Recherchen darge-

stellt. Miteinander verglichen werden die 13 Flächenländer der Bundesrepublik 

Deutschland (BW, BY, BB, HE, MV, NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH und TH). Die 

Teilzeitparlamente der Länder Berlin, Bremen und Hamburg finden in den folgen-

den Auswertungen keine Berücksichtigung, da die dortigen Abgeordneten ihrer 

Tätigkeit nicht hauptberuflich nachgehen. Dies spiegelt sich auch in den Leistun-

gen der jeweiligen Abgeordnetengesetze wider. Zudem wird, sofern möglich und 

sinnvoll, eine separate Auswertung der fünf neuen Länder einbezogen.  

Besonderes Augenmerk wurde bei der Ausarbeitung auf die Leistungen während 

der Abgeordnetentätigkeit, die Leistungen nach Beendigung der Abgeordnetentä-

tigkeit, die Hinterbliebenenvorsorge sowie das Zusammenspiel und die Auswirkun-

gen der Leistungen zueinander gelegt. Ziel ist es, einen Überblick über die Arten 

und Höhen der Leistungen zu verschaffen, um festzustellen in welchem Bundes-

land welche Leistungen besonders gut sind, welche Besonderheiten es gibt und 

welche Leistungen in den verglichenen Parlamenten identisch/ähnlich sind. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden die Abgeordnetengesetze der Länder son-

diert, es gab Anfragen an Landtagsmitglieder verschiedener Parlamente sowie 

Korrespondenzen mit dem Beauftragten für den Haushalt des Landtages (LT) von 

ST. Sie stellten mir die aktuellen Zahlen der Abgeordnetenbezüge zur Verfügung, 

da die gültigen Beträge nicht immer in den Gesetzen zu finden sind, sondern viel-

mals in den Gesetzes- und Verordnungsblättern der Länder als Bekanntmachung 

des Landtagspräsidenten/ der Landtagspräsidentin veröffentlicht werden. 

Die im laufenden Text genannten Summen und Ergebnisse sind im Anhang für 

jedes der verglichenen Länder zusammengefasst und mit den entsprechenden 

Rechtsquellen versehen. Dies soll eine bessere Übersichtlichkeit beim Lesen ge-

währleisten. Im laufenden Text wird per Fußnote auf die entsprechenden Anlagen 

verwiesen. Dabei wird wie im folgenden Beispiel abgekürzt: Anlage 1.1  

Nummer 11 Buchstabe b entspricht dabei A 1.1 / 11b.  
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2 Leistungen während der Abgeordnetentätigkeit 

Die laufenden Leistungen, welche die Abgeordnete für die Wahrnehmung ihres 

Mandats erhalten, lassen sich in folgende Gruppen einteilen: die Grundentschädi-

gung (GE), die Aufwandentschädigungen (AE), Reisekosten, Kosten für persönli-

che Mitarbeiter, die Arbeitsplatzausstattung, die kostenlose Nutzung des öffentli-

chen Personennahverkehrs (ÖPNV) und der Deutschen Bahn (DB) sowie die Ab-

sicherung von Krankheits- und Pflegefall. Im folgenden Kapitel werden diese 

einzelnen Gruppen erläutert und verglichen. 

 Die Grundentschädigung – Abgeordnetendiät 

„Die Abgeordneten erhalten für ihr Mandat eine finanzielle Entschädigung. Die so-

genannten Diäten sollen Verdienstausfälle ausgleichen, die den Abgeordneten 

durch die Ausübung ihres Mandats entstehen, und ihre Unabhängigkeit garantie-

ren.“.3 Herauszustellen ist also, dass die Abgeordnetendiät die Möglichkeit bieten 

soll, sich unabhängig vom beruflichen Einkommen und dem persönlichen Vermö-

gen politisch zu engagieren. Zudem soll die Entschädigung gegenüber Außenste-

henden finanziell unabhängig machen, so dass das Stimmverhalten nicht beein-

flusst wird. Bei der GE handelt es sich um einen Bruttoverdienst. Abgeordnete 

zahlen auf Ihr Einkommen ebenso Einkommenssteuer, Solidaritätszuschlag und 

ggf. Kirchensteuer. Die Beiträge zur Krankenversicherung (KV) sind ebenfalls aus 

den Diäten zu zahlen. Ihre Vergütung erhalten die Abgeordnete aller verglichenen 

Bundesländern zwölf Mal im Jahr. Jahressonderzahlungen, wie Urlaubsgeld, 

Weihnachtsgeld oder ein dreizehntes Monatsgehalt, erhalten Abgeordnete in kei-

nem Gliedstaat.  

2.1.1 Abgeordnete 

Die Höhe der GE variiert zwischen 5.943,50 €/M für einen Abgeordneten des säch-

sischen Landtages und 9.330,22 €/M für einen Abgeordneten aus Nordrhein-West-

falen.4 Die durchschnittliche Abgeordnetendiät der verglichenen Länder liegt bei 

7.501,51 €/M. In den neuen Bundesländern erhält ein Abgeordneter 6.787,49 €/M 

als durchschnittliche Entschädigung.5 

                                                
3  Deutscher Bundestag: Diäten. Verfügbar unter: https://www.bundestag.de/ser-

vices/glossar/glossar/D/diaeten-245378 [Zugriff am 09.11.2020] 
4  vgl. A 10.1 / 1a + A 7.1 / 1a 
5  vgl. A14 / 1a 

https://www.bundestag.de/services/glossar/glossar/D/diaeten-245378
https://www.bundestag.de/services/glossar/glossar/D/diaeten-245378
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Das Gefälle zwischen den Ländern hat verschiedenen Ursachen. Zum einen ist zu 

erkennen, dass in Ländern mit einer hohen Wirtschaftskraft (z.B. BY, BW) tenden-

ziell eine höhere Diät gezahlt wird. Gründe dafür können die höheren allgemeinen 

Lebenshaltungskosten sowie das größere Durchschnittseinkommen sein. In BY 

liegt der Bruttomonatsverdienst je vollzeitbeschäftigtem Arbeitnehmer im Schnitt 

bei 5.001,00 €/M während hingegen in Thüringen nur 3.366,00 €/M gezahlt wer-

den.6 Die höhere GE eines Abgeordneten in BY ggü. seinem Thüringer Kollegen 

lässt sich also durchaus mit der stärkeren Wirtschaftskraft des Landes und einem 

Ausgleich der höheren Lebenshaltungskosten rechtfertigen. 

Des Weiteren ist erkennbar, je mehr Einwohner ein Bundesland hat, umso höher 

ist die Anzahl der Einwohner je Abgeordnetem. Ein Abgeordneter ist somit für die 

Belange von mehr Bürgern in seinem Wahlkreis zuständig. Das bedeutet, er hat 

Verantwortung für eine größere Anzahl an Wahlberechtigten. Dieses Mehr an Ver-

antwortung wird ebenfalls finanziell abgegolten.  

Die wenigsten Abgeordneten im Verhältnis zur Einwohnerzahl unterhält NW, wel-

ches wiederum die höchsten Diäten zahlt (9.330,22 €/M). Je 90.187 Einwohner 

gibt es einen Abgeordneten.7 Die meisten Abgeordneten im Verhältnis zur Einwoh-

nerzahl leistet sich das SL. Auf 19.431 Einwohner gibt es einen Abgeordneten.8 

Das SL zahlt 6.133,00 €/M als GE, was wiederum Platz elf unter den 13 vergliche-

nen Ländern bedeutet.  

In den neuen Bundesländern lässt sich ein leicht verändertes Bild erkennen. Hier 

hat SN die wenigsten Abgeordneten im Verhältnis zur Einwohnerzahl. Je 32.317 

Einwohner gibt es einen Abgeordneten.9 Trotzdem zahlt SN mit 5.943,50 €/M die 

geringsten Diäten aller Bundesländer. Die meisten Abgeordneten im Verhältnis zur 

Einwohnerzahl hat MV.10 Auf 22.649 Einwohner gibt es einen Abgeordneten. Die 

höchsten Diäten zahlt dennoch BB mit insgesamt 8608,01 €/M.11 Jedoch bleibt zu 

beachten, dass sich aufgrund der geringen Einwohnerzahlen alle neuen Länder im 

oberen Bereich dieser Statistik, Einwohner je Abgeordnetem, finden. 

                                                
6  vgl. Rudnicka, J.: Durchschnittlicher Bruttomonatsverdienst von vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern* 

(mit Sonderzahlungen) in Deutschland nach Bundesländern und Geschlecht im Jahr 2019. Verfügbar 
unter: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/209211/umfrage/loehne-und-gehaelter-in-
deutschland-nach-bundeslaendern-und-geschlecht-2010/ [Zugriff am 09.11.2020] 

7  vgl. A 7.1 Kopfzeile + A 7.1 / 1a 
8  vgl. A 9.1 Kopfzeile + A 9.1 / 1a 
9  vgl. A 10.1 Kopfzeile + A 7.1 / 1a 
10  vgl. A 5.1 Kopfzeile + A 7.1 / 1a 
11  vgl. A 3.1 Kopfzeile + A 3.1 / 1a 
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Es bleibt festzuhalten, dass in wirtschaftsstarken und bevölkerungsstarken Regio-

nen Abgeordnete höhere Entschädigung erhalten als ihre Kollegen aus dünn be-

siedelten, wirtschaftsschwächeren Regionen. 

Grundsätzlich werden die Diäten in den Abgeordnetengesetzen in einer Summe 

ausgewiesen. Eine Ausnahme findet man im § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AbgG BR, 

dieser besagt, dass ein Abgeordneter eine GE aus zwei verschiedenen Bestand-

teilen (2020: 7604,62 €/M + 1003,39 €/M) erhält, welche nach unterschiedlichen 

Kriterien angepasst werden.12 Ausführungen zur Anpassung erfolgen in Kapitel 

2.3. 

In den Abgeordnetengesetzen von NI und dem SL findet man eine weitere Beson-

derheit. Zusätzlich zur GE erhalten die Abgeordneten in NI ein Tagegeld i.H.v. 

23,00 € je Sitzung (§ 11 NAbgG i.V.m. 8 Abs. 1 Nr. 1 - 4 NAbgG )13 und die Abge-

ordneten des SL ein generelles Sitzungsgeld i.H.v. 25,00 € je Sitzung, welches die 

GE entsprechend erhöht (§ 7 Abs. 2 AbgG SL).14
 

Abbildung 1: Grundentschädigung der Abgeordneten (gerundet auf volle Euro) 

                                                
12  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags Brandenburg (AbgG BR).  

Verfügbar unter: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/abgg#5 [Zugriff am 12.11.2020] 
13   vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Niedersächsischen Landtages 

(NAbgG). Verfügbar unter: http://www.nds-voris.de/jportal/;jsessio-
nid=4A18E87D017193B03276411DB54F1EE2.jp28?quelle=jlink&query=AbgG+ND&psml=bsvoris-
prod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGNDV46P6 [Zugriff am 12.11.2020] 

14  vgl. Gesetz Nr. 1103 über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages des Saarlandes 
(AbgG SL). https://www.landtag-saar.de/media/1460/abgeordnetengesetz.pdf [Zugriff am 
12.11.2020] 
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2.1.2 Abgeordnete mit besonderen Funktionen 

Neben der GE für den normalen Abgeordneten gibt es Zusatzentschädigung für 

Abgeordnete mit besonderen Funktionen. So erhalten in allen Landtagen der Prä-

sident sowie der Vizepräsident des LT eine zusätzliche Entschädigung zur GE. 

Zudem erhalten in zehn Ländern die Fraktionsvorsitzenden ein Zusatzeinkommen 

und in immerhin vier Ländern ebenso je ein parlamentarischer Geschäftsführer. 

Das Gesamteinkommen der Abgeordneten mit herausgehobener Funktion erhöht 

sich jeweils um den im Gesetz festgelegten Prozentsatz der GE. In den folgenden 

Betrachtungen werden prozentual immer die Zuschläge zur GE angegeben, sum-

menmäßig jedoch die Gesamtentschädigung aus Grund- und Zusatzentschädi-

gung ausgewiesen. Bundesländer, in denen eine hohe GE gezahlt wird, zahlen 

nicht automatisch die höchsten Prozentsätze an Zusatzentschädigungen, daher 

kann es zu Verschiebungen der Reihenfolge bei den Höchstentschädigungen 

kommen.  

In BW erhält der Präsident des LT prozentual 125 % der GE zusätzlich zu seiner 

normalen Diät. Insgesamt ergibt sich demnach eine Entschädigung i.H.v. 

18.472,50 €/M.15 Die prozentual geringste Entschädigung für den Landtagspräsi-

denten zahlen HE und NW mit jeweils 50 % Zusatzentschädigung zzgl. zur Diät. 

Aufgrund der hohen GE beider Länder finden sich die Landtagspräsidenten sum-

menmäßig im Mittelfeld wieder.16 Der sächsische Landtagspräsident erhält insge-

samt 11.887,00 €/M und findet sich am Ende des Feldes wieder.17 Durchschnittlich 

erhalten die Landtagspräsidenten 14.096,58 €/M. In den neuen Bundesländern 

sind es hingegen 13.058,50 €/M. Dort erhält der Präsident des Brandenburgischen 

Landtages mit 14.663,62 €/M die höchste Entschädigung.18 

Bei der Zusatzentschädigung der Vizepräsidenten des LT ergibt sich ein anderes 

Bild. Die Summe liegt prozentual zwischen 13 % und 50 % der GE. Die höchste 

Diät für einen Vizepräsidenten des LT wird in BY gezahlt. Es wird ein Aufschlag 

von 50 % zur GE gezahlt, sodass der Vizepräsident des bayrischen LT insgesamt 

12.985,50 €/M erhält.19 Am wenigsten erhält der Thüringer Vizepräsident mit 

7.650,50 €/M.20 Grund hierfür ist, dass die Thüringer GE eine der niedrigsten bun-

desweit ist. Im Mittel der betrachteten Länder erhält der Vizepräsident eines LT 

                                                
15  vgl. A 1.1 / 1b 
16  vgl. A 4.1 / 1b + A 7.1 / 1b  
17  vgl. A 10.1 / 1b 
18 vgl. A 14 / 1b 
19  vgl. A 2.1 / 1c 
20  vgl. A 13.1 / 1c 
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9.744,53 €/M. Im Osten sind es 7.938,41 €/M. Betrachtet man nur die neuen Bun-

deländer so erhält der brandenburgische Vizepräsident mit 11.620,81 €/M die 

höchste Diät .21 

Für je einen parlamentarischen Geschäftsführer der Parteien werden in den Län-

dern BW, MV, ST und SH zusätzliche Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt. Zwi-

schen 45 % und 75 % der eigentlichen Diät werden als Zuschlag gezahlt. Obwohl 

in SH mit 45 % der geringste prozentuale Zuwachs zu Buche steht, wird dort mit 

12.872,97 €/M die höchste Entschädigung gezahlt.22 Durchschnittlich werden in 

den vier Ländern 11.896,01 €/M zur Verfügung gestellt.23 Am wenigsten erhalten 

die parlamentarischen Geschäftsführer in MV mit 10.986,45 €/M.24 In den Ländern 

BW, ST und SH ist eindeutig geregelt, dass diese Zusatzentschädigung je Fraktion 

nur an einen parlamentarischen Geschäftsführer gezahlt wird.25 In MV findet sich 

hierzu keine ausdrückliche gesetzliche Regelung. Schaut man sich aber die Zu-

sammensetzung der Fraktionen im LT sowie die Aufgaben in der Fraktion an, so 

ist zu erkennen, dass jeweils nur ein parlamentarischer Geschäftsführer vorhan-

den ist und dies in MV ebenso gehandhabt wird wie in den anderen drei Länder-

parlamenten.26 

Eine Zusatzentschädigung erhalten die Fraktionsvorsitzenden der Landtagspar-

tein in zehn der 13 verglichenen Länder, einzig BY, NI und NW gewähren diese 

nicht. In allen Ländern, in denen diese Zusatzdiät gezahlt wird, sind die Werte 

identisch mit denen der Präsidenten des Landtages. Somit wird in BW mit 

18.472,50 €/M die höchste und in SN mit 11.887,00 €/M die niedrigste Summe 

gezahlt.27 Im Durchschnitt der verglichenen Länder erhält ein Fraktionsvorsitzen-

der 13.759,51 €/M. In den neuen Bundesländern ist der Wert mit 13.058,50 €/M 

etwas niedriger.28 Insgesamt wird die Summe nur einmal je Fraktion ausgezahlt. 

Sollte eine Partei mehrere Fraktionsvorsitzende haben, wird der Betrag paritätisch 

verteilt. Eine exemplarische Regelung hierzu findet sich in § 6 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m  

                                                
21  vgl. A 14 / 1c 
22  vgl. A 12.1 / 1d 
23  vgl. A 14 / 1d 
24  vgl. A 5.1 / 1d 
25  vgl. exemplarisch für den geschilderten Sachverhalt: § 6 Abs. 2 Nr.5 i.V.m. § 6 Abs. 4 Gesetz über 

die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages (SH AbgG). Verfüg-
bar unter:  http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jpor-
tal/?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true [Zugriff am 
12.11.2020]  

26  vgl. Lange Dirk: Die Abgeordneten des Landtags. Verfügbar unter: https://www.landtag-mv.de/land-
tag/abgeordnete/fraktion [Zugriff am 11.11.2020] 

27  vgl. A1.1 / 1e + A 10.1 / 1e 
28  vgl. A14 / 1e 

http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true
https://www.landtag-mv.de/landtag/abgeordnete/fraktion
https://www.landtag-mv.de/landtag/abgeordnete/fraktion
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§ 6 Abs. 2a AbgG LSA: „Eine zusätzliche Entschädigung nach Absatz 2 darf […] 

je Fraktion an einen Fraktionsvorsitzenden […] gezahlt werden. Hat eine Fraktion 

zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende, erhalten sie jeweils die Hälfte der zu-

sätzlichen Entschädigung nach Absatz 2 Nr. 3.“.29 In SH wird, anstelle der Ent-

schädigung für den Fraktionsvorsitzenden der dänischen Minderheit, eine zusätz-

liche Entschädigung  für einen Abgeordneten/eine Abgeordnete der dänischen 

Minderheit im Landesteil Schleswig bereitgestellt, sofern die Fraktionsstärke nicht 

erreicht wird.30 Sie ist identisch mit der Zusatzentschädigung für die Fraktionsvor-

sitzenden des Landes. „Der dänischen Minderheit im Landesteil Schleswig gehö-

ren etwa 50.000 Menschen deutscher Staatsangehörigkeit mit dänischer Gesin-

nung an.“.31 

Die Abgeordneten mit besonderen Funktionen haben Anspruch auf alle in den fol-

genden Kapiteln genannten Leistungen. Für die Berechnung der Ansprüche wird 

die erhöhte Diät angesetzt. Die genannten Prozentsätze und Formeln lassen sich 

auf die Abgeordneten dieses Kapitels übertragen, dies kann auch zeitanteilig ge-

schehen sofern im Laufe des Abgeordnetenlebens eine herausgehobene Funktion 

aufgenommen oder wieder aufgegeben wird. Die in den folgenden Kapiteln ge-

nannten Werte beziehen sich jedoch ausschließlich auf Abgeordnete ohne heraus-

gehobene Funktion. 

                                                
29  Gesetz über die Rechtsverhältnisseder Mitglieder des Landtages von Sachsen-Anhalt (AbgG LSA). 

Verfügbar unter: https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundla-
gen/20200907_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf [Zugriff am 12.11.2020] 

30  A 12.1 / 1f 
31  Schlie, Klaus – Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages: Die dänische Minderheit. Ver-

fügbar unter: https://www.landtag.ltsh.de/parlament/daenische-minderheit/ [Zugriff am 17.02.2021] 

https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundlagen/20200907_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundlagen/20200907_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/parlament/daenische-minderheit/
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Abbildung 2: Grundentschädigung der Abgeordneten mit besonderen Funktionen (gerundet auf volle Euro) 
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2.1.3 Anpassung der Grundentschädigung 

Die GE der Abgeordneten wird i.d.R. einmal jährlich angepasst. In den Ländern 

BW, BY, HE, NI, NW, RP, ST, SH und TH werden die Diäten anhand des Nomi-

nallohnindexes des jeweiligen Landes angepasst. Die Bruttolohnentwicklungen 

des vorangegangenen Jahres wird dabei durch die statistischen Landesämter an 

die Präsidenten des Landtages gemeldet. Die Diäten erhöhen sich entsprechend. 

Der Betrachtungszeitraum für die Anpassung ist immer ein Jahr, wobei dies nicht 

das Kalenderjahr sein muss.32 Die Anpassung erfolgt in den verschiedenen Län-

dern zu verschiedenen Zeitpunkten im Kalenderjahr. In TH und RP wird die Diät 

beispielsweise zum 1.Januar, in NW zum 1.Mai. und in BB, SH oder BY zum  

1. Juli eines Jahres angepasst. 

In BB besteht die Abgeordnetendiät aus zwei verschieden Bestandteilen. Die GE 

nach § 5 Abs. Nr.1 AbgG BB (7.604,62 €/M) und nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 AbgG BB 

(1.003,39 €/M). Die Anpassung der GE nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AbgG BB erfolgt nach 

dem Nominallohnindex analog der oben beschriebenen Verfahrensweise  

(§ 5 Abs. 4 AbgG BB).33 Die Angleichung des Teils nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 AbgG BB 

richtet sich nach der Entwicklung des Verbraucherpreisindex des Landes BB  

(§ 5 Abs. 5 AbgG BB).34 

Einen gänzlich anderen Weg bei der Anpassung geht das SL. „Die Anpassung der 

Diäten der saarländischen Abgeordneten orientiert sich seit vielen Jahren in der 

Regel an den Tarifergebnissen des öffentlichen Dienstes. Damit soll ein öffentlich 

nachvollziehbares, transparentes Verfahren gewährleistet werden, durch das die 

Akzeptanz der Diätenregelungen erhöht wird.“.35 Dieser Grundlagenbeschluss zur 

Anpassung der Abgeordnetenbezüge existiert seit 1993.36 

Ähnlich funktioniert die Angleichung in MV. In den ersten sechs Monaten der Le-

gislaturperiode befindet das Parlament über die Anpassung der Bezüge für die 

                                                
32  vgl. exemplarisch für den geschilderten Sachverhalt: § 26 Abs. 1 + 3 Gesetz über die Rechtsverhält-

nisse der Abgeordneten des Thüringer Landtags (ThürAbgG). Verfügbar unter: 
 https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-Hauptmenue/3-Dokumente/4-Rechts-
grundlagen/1-Abgeordnetengesetz/Dokumente/AbgG_TH_1995.pdf [Zugriff am 17.02.2021] 

33  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags Brandenburg (AbgG BR). Ver-
fügbar unter: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/abgg#5 [Zugriff am 12.11.2020] 

34  ebd. 
35  Christof Zeyer, Christof, Dr. – Direktor beim Landtag des Saarlandes: Glossar-Diäten. Verfügbar un-

ter: https://www.landtag-saar.de/service/glossar/ [Zugriff am 12.11.2020] 
36   vgl. SR Mediathek. Erhöhung der Abgeordnetendiäten im Saarland (07.05.2020). Verfügbar unter: 

https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=87425 [Zugriff am 12.11.2020] 

https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-Hauptmenue/3-Dokumente/4-Rechtsgrundlagen/1-Abgeordnetengesetz/Dokumente/AbgG_TH_1995.pdf
https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-Hauptmenue/3-Dokumente/4-Rechtsgrundlagen/1-Abgeordnetengesetz/Dokumente/AbgG_TH_1995.pdf
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/abgg#5
https://www.landtag-saar.de/service/glossar/
https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=87425
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gesamte Regierungszeit. Aktuell erhalten die Abgeordneten die Bezüge der End-

stufe eines verheirateten Richters am Landgericht (Besoldungsgruppe R2) mit 

zwei Kindern. Diese werden mit jeder Besoldungsanpassung der Beamten und 

Richter ebenfalls angepasst (§ 6 Abs. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 AbgG MV).37 

Die letzte Abweichung vom Indexverfahren bei der Anpassung der Abgeordneten-

bezüge findet sich im sächsischen Abgeordnetengesetz. Anstelle einer 100 %igen 

Berücksichtigung der Bruttolohnentwicklung fließt der Durchschnitt von insgesamt 

vier Veränderungsraten in die Berechnung ein. Die Bruttolohnentwicklung zu  

45 %, die Entwicklung des BIP zu 45 %, der Eckregelsatz für die Empfänger von 

Sozialhilfe mit 5 % und der aktuelle Rentenwert mit 5 %  

(§5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 - 4 AbgG SN).38 

2.1.4 Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Diäten 

Die Anpassungen der Diäten sind wie oben beschrieben, in allen Abgeordneten-

gesetzten normiert und unterliegt den vorgegeben Automatismen. Für die Erhö-

hung in 2020 bildeten die statistischen Maßzahlen des Jahres 2019 die Grundlage. 

Insofern hätten in allen Länderparlamenten Anpassungen zugunsten der Abgeord-

neten angestanden. In einigen Länderparlamenten wurde aufgrund des Anpas-

sungsstichtages (1. Januar) bereits die GE erhöht, bevor die Corona-Pandemie 

und deren Folgen absehbar waren. Trotzdem hat sich die Pandemie bei den An-

passungen für 2020 bereits bemerkbar gemacht. Infolge der weiteren Auswirkun-

gen ist zudem davon auszugehen, dass der Bruttolohnindex im Jahr 2021 flächen-

deckend nicht steigt, ggf. sogar rückläufig ist, so dass im Jahr 2021 voraussichtlich 

keine Diätenerhöhungen stattfinden werden.  

Aufgrund der erheblichen wirtschaftlichen Eintrübungen und drohenden Steuer-

ausfälle, sowie aus Solidarität gegenüber den vielen Bürgern mit massiven finan-

ziellen Einbußen, wurde in den Ländern BW, HE, NI, NW und SN auf die Diäten-

erhöhung für 2020 verzichtet. Hierbei handelt es sich um eine freiwillige Maß-

nahme der Abgeordneten. Exemplarisch hierfür steht die Aussage der baden-

württembergischen Landtagspräsidentin Aras: „Die vielen Bürgerinnen und Bürger 

                                                
37  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpom-

mern (AbgG MV). Verfügbar unter: http://www.landesrecht-mv.de/jportal/por-
tal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rah-
men&doc.part=X&doc.origin=bs [Zugriff am 12.11.2020] 

38  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages (AbgG SN).  
Verfügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p5 [Zugriff 
am 12.11.2020] 

http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p5
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müssen erhebliche finanzielle Einschränkungen in der Corona-Krise hinnehmen. 

Wir Abgeordnete setzen mit unserem Verzicht ein positives Zeichen.“.39  

In BY, BB, MV, RP, SL, SH, ST und TH wurden die Entschädigungen turnusmäßig 

gesteigert.  

Die Abgeordneten aus BY und TH können die Erhöhungen für soziale Zwecke 

spenden. In BY nehmen diese Möglichkeit alle Abgeordneten wahr40, auch in TH 

ist dies überwiegend gelebte Praxis.41 

In RP hat man bereits im Jahr 2020 beschlossen, auf die Erhöhung für 2021 zu 

verzichten.42 Dies ist aufgrund der im Gesetz normierten automatischen Diätenan-

passung ehr ein symbolischer Akt, da für 2021 keine Diätenerhöhungen zu erwar-

ten sind. 

Man kann festhalten, dass die Abgeordneten die Auswirkungen der Pandemie be-

reits heute durch freiwillige Verzichte auf Diätenerhöhungen,zu spüren bekommen 

haben oder in den nächsten Jahren durch ausbleibende Steigerungen noch wahr-

nehmen werden. 

 Die Aufwandsentschädigungen – Kostenpauschale, 
Mehraufwendungen und Kosten für mandatsbedingte 
Fahrten 

Abgeordnete können zur Abgeltung der durch das Mandat bedingten Aufwendun-

gen eine steuerfreie Amtsausstattung, die Geld- und Sachleistungen umfasst, er-

halten. Zu den Aufwandsentschädigungen (AE) für Abgeordnete gibt es in den 

Ländern verschiedenste Regelungen, die sich in Höhe und Umfang vielschichtig 

unterscheiden.  

                                                
39  Reiners, Willi – Redaktion Landtag von Baden-Württemberg: Diätenanpassung 2020 wird ausgesetzt 

– Präsidentin Aras: „Wir setzen ein positives Zeichen“. Verfügbar unter: https://www.landtag-
bw.de/home/aktuelles/pressemitteilungen/2020/juni/612020.html [Zugriff am 09.01.2021 

40  vgl. Bayrischer Rundfunk: Corona-Solidarität: Landtagsabgeordnete spenden Diätenerhöhung. Ver-
fügbar unter: https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-solidaritaet-landtagsabgeordnete-spen-
den-diaetenerhoehung,S30AfXM [Zugriff am 13.11.2020] 

41  vgl. Mitteldeutscher Rundfunk: Diäten werden erhöht- Abgeordnete wollen spenden. Verfügbar unter: 
https://www.mdr.de/thueringen/landtag-abgeordnete-diaeten-spenden-100.html [Zugriff am 
13.11.2020] 

42  Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz: Landtagsabgeordnete verzichten auf höhere Bezüge ab 
2021. Verfügbar unter https://www.steuerzahler-rheinland-pfalz.de/2020/05/14/landtagsabgeord-
nete-verzichten-auf-hoehere-bezuege-ab-2021/ [Zugriff am 13.11.2020] 

https://www.landtag-bw.de/home/aktuelles/pressemitteilungen/2020/juni/612020.html
https://www.landtag-bw.de/home/aktuelles/pressemitteilungen/2020/juni/612020.html
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-solidaritaet-landtagsabgeordnete-spenden-diaetenerhoehung,S30AfXM
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-solidaritaet-landtagsabgeordnete-spenden-diaetenerhoehung,S30AfXM
https://www.mdr.de/thueringen/landtag-abgeordnete-diaeten-spenden-100.html
https://www.steuerzahler-rheinland-pfalz.de/2020/05/14/landtagsabgeordnete-verzichten-auf-hoehere-bezuege-ab-2021/
https://www.steuerzahler-rheinland-pfalz.de/2020/05/14/landtagsabgeordnete-verzichten-auf-hoehere-bezuege-ab-2021/
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Während in einigen Bundesändern die AE in Form von mntl. Kostenpauschalen, 

Mehraufwendungen oder Fahrtkostenpauschalen zusätzlich zur GE gezahlt wer-

den, findet man diese Zahlungen in anderen Ländern überhaupt nicht. Es lässt sich 

jedoch erkennen, dass in den meisten Gliedstaaten ein Zusammenhang zwischen 

der Höhe der AE und der Höhe der GE besteht. Mit Ausnahme von BY gilt, je höher 

die Diät, umso niedriger fallen die AE aus oder werden gar nicht gezahlt. 

Die Kostenpauschale ist eine steuerfreie Geldleistung, die Abgeordnete erhalten, 

um Aufwendungen, welche im Zusammenhang mit der Mandatstätigkeit entste-

hen, abzudecken. Kosten, die über die gezahlte Kostenpauschale hinausgehen, 

sind nicht steuerlich absetzbar. Dass bedeutet, für Abgeordnete gibt es keine Wer-

bungskosten. Die Kostenpauschalen orientieren sich am Durchschnittsaufwand al-

ler Abgeordneter untereinander. Kostenpauschalen werden aus vereinfachungs-

gründen gewährt, da im Falle von Einzelnachweisen ein wesentlich höherer Ver-

waltungsaufwand von Nöten wäre. Zudem sind die Ansätze im Haushaltsplan 

besser planbar und können genau berechnet werden.43 

Eine Kostenpauschale wird, mit Ausnahme der Länder BB, NW und SH, in allen 

Gliedstaaten gezahlt. Welche Kosten von der Kostenpauschale erfasst sind, wie 

auch die Höhe der gezahlten Pauschalen, unterscheidet sich jedoch von Land zu 

Land.  

Neben der Kostenpauschale werden Mehraufwendungen, die aus der Tätigkeit am 

Sitz des Landtages und durch Reisen entstehen, steuerfrei erstattet. Diesen wer-

den jedoch nur in BW, BY, RP, SN und TH gewährt.  

Außerdem werden in allen Ländern mandatsbedingte Fahrten übernommen (steu-

erfrei). Diese werden entweder pauschal abgegolten oder nach den Vorgaben des 

jeweiligen Reisekostenrechts erstattet.  

Die AE werden im Folgenden detailliert dargestellt, da sie die Grundlage für die 

weiteren Kapitel bilden. 

                                                
43  vgl. Deutscher Bundestag: Kostenpauschale. Verfügbar unter: https://www.bundestag.de/abgeord-

nete/mdb_diaeten/1334e-260800 [Zugriff am 29.12.2020] 

https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten/1334e-260800
https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten/1334e-260800
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Ein Abgeordneter aus TH erhält eine Kostenpauschale i.H.v. 1.347,30 €/M, zudem 

erhält er Kosten für Mehraufwendungen i.H.v. 421,05 €/M und Fahrtkostenüber-

nahmen für Fahrten in Ausübung des Mandats bis zu 1.052,62 €/M.44 Die Höhe 

der Entschädigung bei Fahrten in Ausübung des Mandates richten sich nach der 

Entfernung des Wohnsitzes oder eines vom Abgeordneten zu benennendes Ab-

geordnetenbüros zum Landtag. Im § 6 ThürAbgG werden die drei Bestandteile der 

AE separat ausgewiesen. Den gleichen Aufbau findet man im § 6 des AbgGRhPf, 

allerdings mit anderen Beträgen wieder (1.380,00 €/M / 310,00 €/M / bis zu 

695,53 €/M).45  

In anderen Ländern wird eine solche Aufteilung in Teilbeträge nicht vorgenommen. 

So werden die Kostenpauschale und die Mehraufwendungen in BW als Gesamt-

betrag (2286,00 €/M) ausgewiesen und die mandatsbedingten Fahrten nach dem 

dortigen Reisekostenrecht abgerechnet.46 

Wiederum anders stellt sich die Rechtslage in BY heraus. Ein bayrischer Abgeord-

neter erhält eine Kostenpauschale i.H.v. 3.589,00 €/M. Diese enthält bereits alle 

Kosten für Mehraufwendungen sowie mandatsbedingte Fahrten.47 

Für die Abgeordneten in NW werden weder AE, noch Mehraufwendungen oder 

mandatsbedingten Fahrten innerhalb des Bundeslandes erstattet. Bei Reisen au-

ßerhalb des Landes werden die Fahrtkosten jedoch dann übernommen, sofern vor 

Reiseantritt ein Antrag vom Abgeordneten gestellt wurde.48 

In BB und SH werden nur die mandatsbedingten Fahrten nach den Vorgaben der 

Reisekostenordnung erstattet. Eine Kostenpauschale gibt es nicht, Mehraufwen-

dungen werden ebenfalls nicht erstattet.49  

Das SL überweist seinen Abgeordneten ein Kostenpauschale i.H.v.  

1.435,00 €/M50. Ein Betrag für Mehraufwendungen wird nicht gezahlt. Fahrtkosten 

in Ausübung des Mandats werden pauschal, entsprechend der Entfernung des 

Wohnsitzes oder eines vom Abgeordneten zu benennendes Abgeordnetenbüros 

                                                
44  vgl. A 13.1 / 2 
45  vgl. A 8.1 / 2 
46  vgl. A 1.1 / 2a+b 
47  vgl. A 2.1 / 2 
48  vgl. A 3.1 / 2 
49  vgl. A 3.1 / 2 + vgl. A 12.1 / 2 
50  vgl. A 9.1 / 2 
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zum Landtag, beglichen (§ 6 Abs.2 Nr. 2 AbgG SL). „Zusätzlich werden den Abge-

ordneten 16 Fahrten vom Wohnort zum Landtag und zurück nach der tatsächlich 

zurückgelegten Fahrtstrecke pro Kilometer mit 29,5 Cent erstattet.“.51 

In HE (962,00 €/M), MV (1.587,25 €/M), NI (1.456,95 €/M) und ST (1.906,73 €/M) 

werden Kostenpauschalen gezahlt und die tatsächlichen Kosten für mandatsbe-

dingte Fahrten nach den dortigen Reisekostenverordnungen erstattet.52 

Sächsische Abgeordnete erhalten eine Kostenpauschale von mind. 3.330,60 €/M. 

Diese Pauschale enthält Mehraufwendungen, Miete für ein Wahlkreisbüro und 

eine ggf. notwendige Zweitwohnung am Sitz des Landtages. Sie erhöht sich mit 

der Entfernung zwischen Wohnsitz und Landtag bis auf max. 4.354,75 €/M. Die 

sächsische Pauschale ist damit die höchste aller verglichenen Länder. Sie enthält 

aber auch die meisten Leistungen, welche in anderen Ländern mitunter ebenfalls 

erstattet werden, wie z.B. den Mietzuschuss für die ggf. notwendige Zweitwoh-

nung, aber dort separat geregelt sind. Hier wird das tatsächliche Bild etwas verzerrt 

(§ 6 Abs. 2 AbgG SN).53 

 Gesamtsumme der laufenden Zahlungen 

Die laufenden Zahlungen von GE und AE lassen sich aufgrund der bereits oben 

beschriebenen Problematik, dass es sich bei der Diät um eine steuerpflichtige Ein-

nahme und bei den AE um eine steuerfreie Zahlung handelt, nur bedingt miteinan-

der vergleichen. Betrachtet man nur die reinen Bruttowerte, lassen sich jedoch ei-

nige interessante Schlüsse ziehen.  

Bei den GE der Flächenländer liegt Sachsen mit 5.943,50 €/M auf dem letzten 

Platz. Den Spitzenplatz belegt NW mit 9.330,22 €/M. Betrachtet man jedoch die 

Summe aus GE und AE verschiebt sich das Bild. Ein sächsischer Abgeordneter 

erhält zusätzlich zur Diät noch eine Mindest-Kostenpauschale i.H.v. 3.330,60 €/M. 

Rechnet man diese Bestandteile zusammen erhält ein sächsischer Abgeordneter 

mind. 9.274,10 €/M.54 Ein Abgeordneter aus NW erhält keine weitere AE. Somit ist 

die Gesamtsumme der laufenden Leistungen nahezu identisch (9.330,22 €/M zu 

                                                
51 Gesetz Nr. 1103 über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages des Saarlandes (AbgG 

SL). Verfügbar unter: https://www.landtag-saar.de/media/1460/abgeordnetengesetz.pdf [Zugriff am 
12.01..2021] 

52  vgl. A 4.1 / 2 + A 5.1 / 2 + A 6.1 / 2 + A 11.1 / 2 
53 vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages (AbgG SN). 

Verfügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p5 [Zugriff 
am 12.11.2020] 

54  vgl. A 10.1 / 3 

https://www.landtag-saar.de/media/1460/abgeordnetengesetz.pdf
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p5
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9.274,10 €/M). Ausgezahlt bekommt der Mandatsinhaber in NW, aufgrund von 

Steuer- und Sozialabgaben, sogar weniger Geld als sein sächsischer Kollege. In 

der Gesamtheit der Länder bekommen die Abgeordneten aus dem SL mit  

7.568,00 €/M den geringsten Gesamtbetrag überwiesen.55 Spitzenreiter sind die 

bayrischen Abgeordneten. Sie erhalten 12.246,00 €/M.56 Der Bundesdurchschnitt 

liegt bei 9.065,02 €/M.57  

Im Vergleich der neuen Bundesländer schneidet SN mit 9.274,10 €/M am besten 

ab. Durchschnittlich werden hier 8.556,60 €/M gezahlt.58 Wobei zu beachten ist, 

dass in der sächsischen AE Beträge für ein eventuell notwendiges Wahlkreisbüro 

sowie eine ggf. notwendige Zweitwohnung enthalten sind, ohne jedoch summen-

mäßig benannt zu werden. Diese Summe müsste eigentlich aus der Berechnung 

herausgerechnet werden und bei den Punkten Übernachtungskosten sowie Miet-

kosten für das Wahlkreisbüro Berücksichtigung finden, um das Ergebnis besser 

vergleichbar zu machen. Damit ergäbe sich eine niedrigere Summe aus GE und 

AE für die sächsischen Abgeordneten sowie niedrigere Durchschnittswerte. SN 

würde voraussichtlich nicht mehr die höchste Vergütung in im Osten zahlen. Die 

niedrigste Gesamtsumme der neuen Bundesländer zahlt MV mit 7.865,22 €/M.59 

Wenn man also bedenkt, dass die AE eine steuer- und sozialversicherungsfreie 

Leistung an die Abgeordneten ist, die GE jedoch voll steuer- und sozialversiche-

rungspflichtig ist, müsste man zu dem Schluss kommen, dass Abgeordnete aus 

den Ländern, in welchen eine hohe AE gezahlt wird und die GE entsprechend 

niedriger ausfällt, finanziell bessergestellt sind, da diese die Kosten, welche sie für 

den Wahlkreis aufwenden, steuer- und sozialversicherungsfrei ausgezahlt bekom-

men. Während der aktiven Zeit als Abgeordneter mag dies auch so sein, jedoch 

ist die Höhe der GE ganz entscheidend für alle späteren Leistungen, wie Über-

gangsgeld (ÜGG), Altersentschädigung (AltE), Überbrückungsgeld (ÜG) oder Hin-

terbliebenenversorgung (HIV). Grundsätzlich gilt: Je höher die GE des Abgeord-

neten ausfällt, umso höher sind die Leistungen, welche der Abgeordnete nach dem 

Ende seiner Mandatszeit zu erwarten hat. Ob es für den einzelnen Abgeordneten 

günstiger ist, eine hohe GE und eine niedrige AE zu erhalten oder umgekehrt, 

                                                
55  vgl. A 9.1 / 3 
56  vgl. A 2.1 / 3 
57  vgl. A 14 / 2 
58  ebd. 
59  vgl. A 5.1 / 3 
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hängt von der jeweiligen persönlichen Bezugsdauer der Diät bzw. der AltE oder 

HIV ab und müsste für jeden Fall individuell berechnet werden. 

Abbildung 3 Gesamtsumme der laufenden Zahlungen (Mindestsumme) (gerundet auf volle Euro) 

 Reisekosten 

Da Abgeordnete nicht immer am Sitz des Landtages wohnen, sondern mitunter 

einen längeren Arbeitsweg haben, erhalten sie dafür in der Regel eine Reisekos-

tenerstattung. Das gleiche gilt für andere mandatsbedingte Reisen, die zuvor vom 

Landtagspräsidenten genehmigt wurden. Wie und in welcher Form die Fahrtkosten 

abgegolten werden, wurde bereits unter Punkt 2.2 erläutert. In allen verglichenen 

Ländern werden neben den Fahrtkosten außerdem Übernachtungskosten gezahlt. 

Unterschieden wird hier nur in der Höhe und im Umfang. Zusätzlich muss man 

differenzieren, ob es sich um Übernachtungskosten für eine Hotelübernachtung 

oder und einen Mietzuschuss für eine ggf. notwendige Zweitwohnung am Sitz des 

LT handelt.  

2.4.1 Mandatsbedingte Übernachtungen 

Die Übernachtungskosten für ein Hotel werden von allen Ländern, zumindest an-

teilig, übernommen. Mit Ausnahme von TH und teilweise HE werden die Kosten 

für Übernachtungen generell zu 100 % übernommen.  
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In den Abgeordnetengesetzen gibt es häufig Verweise auf die geltenden Reise-

kostenordnungen/Reisekostengesetze der Länder. Hier findet man mitunter 

Höchstsätze für eine Übernachtung, aber mit dem Hinweis, dass notwendige 

Mehrauslagen bei Vorlage entsprechender Nachweise in voller Höhe erstattet wer-

den. So findet man in NI einen Übernachtungssatz von 19,94 €/Nacht, in  

SN 70,00 €/Nacht oder in ST 20,00 €/Nacht, aber immer mit dem o.g. Verweis.60  

In TH findet eine 100 %ige Kostenübernahme nur dann statt, wenn ein Höchstbe-

trag von 120,00 €/Nacht nicht überschritten wird. Übernachtungskosten, die über 

den Höchstsatz hinausgehen, haben die Abgeordneten selbst zu tragen.61 

In HE wird unterschieden zwischen Übernachtungen innerhalb HE, hier werden 

20,00 €/Nacht erstattet und Übernachtungen außerhalb HE, hier werden 100 % 

der notwendigen Kosten übernommen. Aber auch für mandatsbedingte Reisen in-

nerhalb HE werden höhere Übernachtungskosten erstattet, wenn sie unvermeid-

bar sind.62 In aller Regel erhalten die Abgeordneten also auch innerhalb HE die 

vollen Übernachtungskosten erstattet, da Übernachtungen für 20,00 €/Nacht nicht 

mehr dem aktuellen Preisniveau entsprechen und Mehrkosten daher unvermeid-

bar sind. 

2.4.2 Mietzuschüsse für Zweitwohnungen 

Mietzuschüsse für Zweitwohnungen werden nur in BB, HE, MV, Niedersachsen, 

SN, ST und TH gezahlt. Neben den Mietkosten werden auch Zweitwohnsitzsteuern 

erstattet. Die Kosten sind i.d.R. nachzuweisen.  

TH nimmt mit einem Zuschuss von max. 550,00 €/M zumindest betragsmäßig den 

Spitzenplatz ein. In NI werden 75 % der Mietkosten übernommen, ohne summen-

mäßige Beschränkung, was zu einer höheren Zahlungen führen kann.63 Der ge-

ringste Betrag wird in HE gezahlt. Dort werden den Abgeordneten nach  

§ 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 HRKG pauschal 10,00 € pro Nacht für höchstens zwölf 

Nächte je Monat erstattet (120,00 €/M).64 Ein etwas anderer Weg wird in MV ein-

geschlagen. Hier erhalten die Abgeordnete eine Pauschale i.H.v. 336,00 €/M ohne 

                                                
60  vgl. A 6.1 / 4a + A 11.1 / 4a + A 10.1 / 4a 
61  A 13.1 / 4a 
62  Hessisches Reisekostengesetz (HRKG). Verfügbar unter: https://beck-online.beck.de/?vpath=bib-

data/komm_pdk/PdK-He-C23He/HESRKG/cont/PdK-He-C23He.HESRKG.p8.htm [Zugriff am 
12.01.2021] 

63  vgl. A 13.1 / 4b  
64  vgl. A 4.1 / 4b 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata/komm_pdk/PdK-He-C23He/HESRKG/cont/PdK-He-C23He.HESRKG.p8.htm
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata/komm_pdk/PdK-He-C23He/HESRKG/cont/PdK-He-C23He.HESRKG.p8.htm
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die Kosten nachweisen zu müssen. Einzig das Vorliegen einer Zweitwohnung ist 

nachzuweisen.65  

Erwähnenswert bleibt außerdem, dass in allen neuen Bundesländern ein Mietzu-

schuss gewährt wird, wobei dieser in SN in der Kostenpauschale enthalten ist und 

somit summenmäßig nicht beziffert werden kann. 

 Die Arbeitsplatzausstattung 

Die Abgeordneten betreiben i.d.R. allein oder zu mehreren ein Wahlkreisbüro in 

ihrem Wahlkreis, um mit den Bürgern vor Ort in Kontakt treten zu können. Gleich-

zeitig haben Abgeordnete einiger Länder auch die Möglichkeit, am Sitz des Land-

tages die bereitgestellten Medien zu nutzen oder bekommen am Sitz des Landta-

ges gar ein voll eingerichtetes Abgeordnetenbüro zur Verfügung gestellt. Welche 

Leistungen die Abgeordneten in welchem Bundesland erhalten soll, im folgenden 

Abschnitt näher beleuchtet werden.  

2.5.1 Bürogrundausstattung 

Bei der Bürogrundausstattung ist zu unterscheiden zwischen der Nutzung von Me-

dien und Büros am Sitz des Landtages und der Bereitstellung finanzieller Mittel zur 

Einrichtung eines Wahlkreisbüros.  

Insgesamt acht der 13 Länder stellen ihren Abgeordneten eine Bürogrundausstat-

tung oder einen Zuschuss zur Bürogrundausstattung zur Verfügung, darunter be-

finden sich alle neuen Länder.  

In sechs der 13 verglichenen Ländern wird ein Geldbetrag zur Einrichtung eines 

Wahlkreisbüros gezahlt (BY, BB, MV, SN, ST und TH). 

Die Bundesländer SN, ST und TH gewähren einen Maximalbetrag je Wahlperiode 

(SN: max. 5.154,94 € / ST: max. 1.534,00 € / TH: max. 2.556,46 €).66 Bayrische 

Abgeordnete erhalten eine maximale Summe i.H.v. 12.500,00 €/Wahlperiode, ha-

                                                
65  vgl. A 5.1 / 4b 
66  vgl. A 10.1 / 5a + A 11.1 / 5a + A 13.1 / 5a 



20 
 

ben im Unterschied zu den zuvor genannten Kollegen jedoch eine Selbstbeteili-

gung i.H.v. 15 % der beanspruchten Summe zu leisten.67 Diese Höchstbeträge 

werden den Abgeordneten in jeder Wahlperiode erneut zur Verfügung gestellt. 

BB und MV haben sich bei der Gesetzgebung für einen anderen Weg entschieden. 

Hier wird unterschieden, ob sich ein Abgeordneter erstmals im Parlament befindet 

oder ob er wiedergewählt wurde. In BB erhält ein Abgeordneter 2.500,00 € für die 

erste Wahlperiode sowie 1.000,00 € für jede Weitere.68 Das Land MV gewährt 

2.550,00 € für die erste Amtszeit, ab der Zweiten werden 1.000,00 € zur Verfügung 

gestellt und ab der Dritten 1.500,00 €.69 

Abgeordnete in BW und NW erhalten hingegen ein voll eingerichtetes Büro am Sitz 

des LT. Eine summenmäßige Bewertung ist hier nicht möglich.70 

In den Ländern, in denen keine Sach- oder Geldleistungen zur Verfügung gestellt 

werden (HE, NI, RP, SL, und SH), tragen die Amtsinhaber die Kosten für ein Wahl-

kreisbüro selbst. Sie sind aus der GE und/oder der AE zu finanzieren. 

2.5.2 Zuschuss der Mietkosten zum Wahlkreisbüro 

Eine Beteiligung an den Mietkosten für ein Wahlkreisbüro wird nur in zwei der 13 

verglichenen Länder gezahlt. Man findet diese Form der Entschädigung nur in BB 

und SN, wobei sie summenmäßig nur in BB beziffert ist. 

Ein Abgeordneter in BB erhält einen Mietzuschuss von bis zu 800,00 €/M für sein 

Wahlkreisbüro. Zudem kann er 2.500,00 €/Wahlperiode und 300,00 € p.a. für den 

Umbau des Büros als unterstützende Maßnahmen für Menschen mit Beeinträchti-

gungen beantragen.71 

Die Höhe des Zuschusses ist in SN nicht festgehalten, da dieser, wie bereits er-

wähnt, in der Kostenpauschale enthalten ist: „Ein Mitglied des Landtages erhält 

eine steuerfreie mntl. Kostenpauschale für die Betreuung und die Fahrten inner-

halb des Wahlkreises, einschließlich Bürokosten, Porto und Telefon, sowie sons-

tige Auslagen, die sich aus der Stellung eines Abgeordneten ergeben und für 

                                                
67  vgl. A 2.1 / 5a 
68  vgl. A 3.1 / 5a 
69  vgl. A 5.1 / 5a 
70  vgl. A 1.1 / 5a + A 10.1 / 5a 
71  vgl. A 3.1 / 5b 
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Mehraufwendungen am Sitz des Landtages sowie für Fahrten zwischen Wohnung 

und Sitz des Landtages und zwischen Wohnung und auswärtigen Sitzungsorten 

einschließlich damit verbundener Übernachtungen an den Sitzungsorten.“.72 

 Kostenlose Nutzung von ÖPNV und DB 

Die Abgeordneten aller Länder erhalten für dienstlich veranlasste Reisen/Fahrten 

innerhalb ihres Bundeslandes eine Freifahrtberechtigung für die DB und den 

ÖPNV. In einigen Ländern erstreckt sich diese Berechtigung auf Fahrten nach Ber-

lin oder Bonn. In Ländern in denen diese Fahrten nicht inbegriffen sind, dürfen die 

Abgeordneten die Kosten nach den geltenden Reisekostenvorschriften abrech-

nen. Den Abgeordneten entstehen daher keine Kosten für Reisen mit der Bahn 

oder dem ÖPNV. Demzufolge unterscheidet sich diese Zusatzleistung bundesweit 

nicht. Es ist nur zu prüfen, ob Fahrtkosten über eine Reisekostenabrechnung se-

parat geltend gemacht werden müssen oder ob die Abgeordneten eine Freifahrt-

berechtigungsnachweis erhalten.73 

 Persönliche Mitarbeiter 

Fast alle Abgeordneten haben die Möglichkeit, persönliche Mitarbeiter einzustel-

len, welche ihnen bei der Erledigung seiner parlamentarischen Aufgaben unter-

stützen. Darunter können sich neben Sekretärinnen, Sachbearbeitern und Hilfs-

kräften auch wissenschaftliche Mitarbeiter befinden. „Sie alle arbeiten in einer Ni-

sche – für ihre Tätigkeit gibt es bei der Arbeitsagentur nicht einmal eine treffende 

Berufsbezeichnung. Da verwundert es nicht, dass auch ihre arbeitsrechtliche Situ-

ation speziell ist. Angestellt sind sie nicht bei der Bundestagsverwaltung, wie sich 

vermuten ließe, sondern unmittelbar bei den Abgeordneten. Rechtlich gesehen 

sind diese also mit Kleinstbetrieben vergleichbar.“.74 Das gleiche gilt für die Ange-

stellten der Landtagsabgeordneten. 

In allen Ländern, mit Ausnahme des SL, bekommen Abgeordnete die Aufwendun-

gen für persönliche Mitarbeiter, bis zu den in den Gesetzen vorgegebenen Höhen, 

erstattet. Zu erkennen ist, dass in den Ländern mit hohen Einwohnerzahlen und 

einer sich daraus ergebenden hohen Zahl an Einwohner je Abgeordnetem mehr 

                                                
72  Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages (AbgG SN). 

Verfügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p6 [Zugriff 
am 12.01.2021] 

73  vgl. A 1.1 / 6 – A 13.1 / 6 
74  vgl. Deutscher Bundestag: Der Abgeordnete und seine Mitarbeiter. Verfügbar unter: https://www.bun-

destag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw32_finanzierung_buero-384390 [Zugriff am 09.01.2021] 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw32_finanzierung_buero-384390
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw32_finanzierung_buero-384390
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Geld für persönliche Mitarbeiter aufgewendet werden darf, als in den Ländern mit 

geringen Einwohnerzahlen. Dies erscheint logisch, da eine größere Anzahl an 

Wahlberechtigten i.d.R. auch zu einem größeren Arbeitsaufkommen, z.B. bei An-

fragen an den Abgeordneten, führt. Da die Regelungen zu den persönlichen Mit-

arbeitern in den Gesetzen völlig verschieden sind, werden diese nachfolgend für 

alle Länder dargestellt. 

Die Erstattung erfolgt im Rahmen der tatsächlich nachgewiesenen Kosten. Zu den 

genannten Höchstbeträgen in den Anlagen werden außerdem die jeweiligen Ar-

beitgeberanteile zur Sozialversicherung bereitgestellt. Auf wie viele Mitarbeiter das 

Geld verteilt wird und was der einzelne Angestellte verdient, ist Verhandlungssa-

che und bleibt dem Abgeordneten überlassen. In vielen Abgeordnetengesetzten 

wird keine Angabe gemacht, ob eine JSZ gezahlt werden kann oder nicht. Daher 

sind die im folgenden Abschnitt genannten Beträge als Monatswerte ohne JSZ 

ausgewiesen. Sollte sich ein Hinweis auf die Zahlung einer Sonderzuwendung fin-

den, ist dies kurz genannt. 

Die höchsten Aufwendungen für persönliche Mitarbeiter kann ein Abgeordneter in 

BW geltend machen. Es wird ein Bruttoentgelt bis zu 11.225,04 €/M erstattet, dies 

entspricht Arbeitsentgelt (AEG) der EG 15 Stufe 5 TV-L zzgl. AEG der EG 13  

Stufe 4 TV-L. Hat ein Abgeordneter keine Mitarbeiter, kann er pauschal  

400,00 €/M beantragen.75 

In BY werden max. 9.019,32 €/M gezahlt (AEG der EG 6 Stufe 6 TV-L zzgl. JSZ 

sowie AEG der EG 13 Stufe 6 TV-L zzgl. JSZ).76 

Ein Abgeordneter in BB bekommt für persönliche Mitarbeiter bis zu 4.710,37 €/M 

überwiesen (AEG der EG13 Stufe 3 TV-L zzgl. 150,00 €/M für einen Praktikan-

ten).77 

In HE werden jedem Abgeordneten bis zu 5.172,00 €/M zur Verfügung gestellt 

(AEG der EG 11 Stufe 6 TV-H aufgerundet auf den nächsten vollen Euro),daneben 

kann den Angestellten die Aufwendungen für das Landesticket Hessen erstattet 

werden.78 

                                                
75  vgl. A 1.1 / 5c 
76  vgl. A 2.1 / 5c 
77  vgl. A 3.1 / 5c 
78  vgl. A 4.1 / 5c 
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Die Amtsinhaber in MV können die Kosten für AEG der EG 10 Stufe 5 TV-L ohne 

JSZ (max. 4.665,96 €/M) abrechnen.79 

Ein Abgeordneter aus NI darf bis zu 4.727,23 €/M für seine persönlichen Mitarbei-

ter investieren (AEG der EG 9a Stufe 5 TV-L erhöht auf Wochenarbeitszeit von 

max. 50h/Woche).80 

Den Mandatsträgern in NW stehen max. 8.869,00 €/M für persönliche Mitarbeiter 

zur Verfügung. „Das Verfahren zur Anpassung der Mitarbeiterpauschale wurde 

durch das Sechste Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vom  

13. April 2010(GV.NRW. S.770), in Kraft getreten am 1. Januar 2010, reformiert. 

Danach beschließt der Landtag zu Beginn einer Wahlperiode für die Dauer der 

Wahlperiode die Anpassung der Mitarbeiterpauschale nach  

§ 6 Absatz 3 AbgG NRW in Anlehnung an die Tarifentwicklung für die Beschäftig-

ten im öffentlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen.“.81 

In RP sind 4.012,72 €/M erstattungsfähig (AEG der EG 11 Stufe 3 TV-L).82 

Das Eineinhalbfache des AEG der EG 11 Stufe 3 TV-L (max. 6.019,08 €/M) kann 

ein Abgeordneter in SN für persönliche Mitarbeiter aufwenden.83 

Das Land ST ersetzt bis zu 4.805,94 €/M (AEG der EG 10 Stufe 6 TV-L).84 

Die geringsten Aufwendungen bekommt ein Abgeordneter in SH erstattet. Dort 

wird höchstens AEG der EG 9b Stufe 3 TV-L ohne JSZ (aktuell bis zu  

3.374,65 €/M) überwiesen.85 

Ein Thüringer Abgeordneter erhält AEG bis zur Höhe der EG 9b Stufe 4 TV-L zzgl. 

JSZ (aktuell bis zu 3.781,78 €/M) erstattet.86 

                                                
79  vgl. A 5.1 / 5c 
80  vgl. A 6.1 / 5c 
81   Kuper, André – Präsident des Landtages Nordrhein-Westfalen: Unterrichtung durch den Präsidenten 

des Landtags - Mitteilung nach § 6 Abs. 3 und 4 des Abgeordnetengesetzes NRW. Verfügbar unter: 
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-6300.pdf [Zugriff 
am 09.01.2021] 

82  vgl. A 8.1 / 5c 
83  vgl. A 10.1 / 5c 
84  vgl. A 11.1 / 5c 
85  vgl. A 12.1 / 5c 
86  vgl. A 13.1 / 5c 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-6300.pdf
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Im Durchschnitt der verglichenen Länder werden 5.414,08 €/M für persönliche Mit-

arbeiter bereitgestellt. In den neuen Ländern sind es 4.796,63 €/M.87  

In allen betrachteten Ländern folgt die Anpassung der bereitgestellten Höchstbe-

träge für persönliche Mitarbeiter den Tarifentwicklungen des TV-L bzw. TV-H. 

Auch in NW wurde für diese Wahlperiode die Erhöhung an die Tariferhöhungen 

des TV-L gekoppelt. Die Angestellten der Abgeordneten sind zwar keine Ange-

stellten des öffentlichen Dienstes, profitieren dennoch eins zu eins von den Tarif-

steigerungen dieser Berufsgruppe.  

Abbildung 4: Aufwendungen für persönliche Mitarbeiter (gerundet auf volle Euro) 

 Absicherung von Krankheits- und Pflegefällen 

Ebenso wie Arbeitnehmern oder Beamten steht den gewählten Volksvertretern 

eine Absicherung im Krankheits- oder Pflegefall zu. Dies gilt auch dann, wenn die 

Abgeordneten eine AltE aus ihrer Abgeordnetentätigkeit erhalten.  

                                                
87  vgl. A 14 / 3 
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Die Volksvertreter haben in allen Ländern, mit Ausnahme von BB, die Wahl, ob sie 

eine Beihilfe nach den für die Landesbediensteten geltenden Vorschriften in An-

spruch nehmen wollen oder einen mntl. Zuschuss zu den Kranken- und Pflegever-

sicherungsbeiträgen erhalten möchten. Im AbgG BR wird, im Gegensatz zu den 

anderen verglichenen Gesetzestexten, ein Anspruch auf Beihilfe oder ein Wahl-

recht zwischen Beihilfe oder Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung aus-

drücklich nicht erwähnt und besteht daher nicht. Die dortigen Abgeordneten erhal-

ten einen Zuschuss zu ihren gesetzlichen oder privaten Kranken- und Pflegeversi-

cherungsbeiträgen. 

In den anderen Bundesländern sind die Wortlaute der Gesetzestexte sehr ähnlich. 

Eine exemplarische Regelung zum Anspruch auf Beihilfe findet sich in  

§ 25 Abs. 1 AbgG MV: „Die Abgeordneten und die Versorgungsempfänger nach 

diesem Gesetz erhalten einen Zuschuss zu den notwendigen Kosten in Krank-

heits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen in sinngemäßer Anwendung der Beihilfe-

vorschriften für Landesbeamte, sofern sich ein Anspruch auf Beihilfe nicht aus an-

deren landesrechtlichen oder bundesrechtlichen Vorschriften ergibt.“.88 Die Beihil-

feverordnungen der Länder regeln das Nähere.  

Für die Zahlung des Zuschusses zur Kranken- und Pflegeversicherung spielt es 

keine Rolle, ob der Abgeordnete freiwillig gesetzlich oder privat versichert ist. Auch 

für den Zuschuss zur gesetzlichen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherung 

findet man im § 25 Abs. 2 und 3 AbgG MV beispielhafte Regelungen: „Die Abge-

ordneten und die Versorgungsempfänger erhalten anstelle des Anspruchs auf den 

Zuschuss nach Absatz 1 einen Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeiträ-

gen.[…] Der Anspruch auf den Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen 

nach Absatz 2 schließt bei Abgeordneten des Landtags den Anspruch auf einen 

Zuschuss in Höhe der Hälfte des aus eigenen Mitteln geleisteten Pflegeversiche-

rungsbeitrages, höchstens jedoch der Hälfte des Höchstbeitrages der sozialen 

Pflegeversicherung ein.“.89  

                                                
88 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern 

(AbgG MV). Verfügbar unter: http://www.landesrecht-mv.de/jportal/por-
tal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rah-
men&doc.part=X&doc.origin=bs [Zugriff am 12.01.2021] 

89 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern 
(AbgG MV). Verfügbar unter: http://www.landesrecht-mv.de/jportal/por-
tal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rah-
men&doc.part=X&doc.origin=bs [Zugriff am 12.01.2021] 
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Ein Abgeordneter, der sich freiwillig gesetzlich oder komplett privat versichert, er-

hält demnach einen Beitragszuschuss i.H.v. 50 % zu den Kosten seiner freiwillig 

gesetzlichen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherung, max. jedoch die 

Hälfte des Höchstbeitrages der gesetzlichen Kranken- sowie der sozialen Pflege-

versicherung.90 

Die Abgeordneten stehen demzufolge einem normalen Angestellten oder Beamten 

bei der Absicherung von Krankheits- und Pflegefällen gleich. 

                                                
90  vgl. A 1.1 / 12 – A 13.1 / 12 
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3 Leistungen an Abgeordnete nach Beendigung der  
Abgeordnetentätigkeit 

Wenn die Mandatszeit der Abgeordneten endet, ergeben sich für sie und ihre An-

gehörigen weitere Ansprüche aus der Abgeordnetentätigkeit. Welche Leistungen 

das sind und was für Voraussetzung (VSS) in den einzelnen Ländern erfüllt sein 

müssen, um diese zu bekommen, beleuchten die nachfolgenden Kapitel. 

 Übergangsgeld 

Die Abgeordneten erhalten nach Beendigung ihrer Mandatstätigkeit ein ÜGG. Die-

ses dient dazu, einem ehemaligen Parlamentsmitglied die Rückkehr in seinen vor-

herigen Beruf oder einen beruflichen Neustart zu ermöglichen. Die Annahme eines 

Landtagsmandats bedeutet für den einzelnen Abgeordneten in der Regel auch Un-

gewissheit für die berufliche Zukunft und den Karriereweg und das ohne zu wissen, 

ob er in der nächsten Wahlperiode wiedergewählt wird. Scheitert die Wiederwahl 

des Abgeordneten, so kann er max. auf seinen vorherigen Posten zurückkehren. 

Existiert der Betrieb nicht mehr, erhält der Mandatsträger nicht einmal Arbeitslo-

sengeld I. Ehemalige Freiberufler oder Selbstständige fangen oft wieder ganz von 

vorne an. Durch das ÜGG wird die Unabhängigkeit der Abgeordneten gesichert.91 

Ein ÜGG wird den Abgeordneten nach deren Ausscheiden aus dem Landtag in 

allen Flächenländern gezahlt. Die Höhe des ÜGG entspricht in den meisten Län-

dern der Höhe der GE. Ausnahmeregelungen findet man in BB, MV und NW.  

In BB beträgt die Höhe des ÜGG nur 80 % der GE (6.886,41 €/M).92 

Ein Abgeordneter in MV erhält nach einer Mitgliedschaft im Landtag von mind. ei-

nem Jahr 90 % der GE als ÜGG (5.650,17 €/M). Die Bezugsdauer ist auf drei Mo-

nate begrenzt, erhöht sich aber nach zweijähriger Mitgliedschaft auf zwölf Monate. 

Jedoch werden für den vierten bis zwölften Monat des Bezuges nur noch 70 % der 

GE als ÜGG gezahlt (4.394,58 €/M). Ist der Abgeordnete wenigstens fünf Jahre im 

Landtag aktiv, erhält er ein ÜGG i.H.v. 50 % der GE für weitere 24 Monate 

(3.138,99 €/ M).93 Diese verlängerte Zahlung ist antragsabhängig. 

                                                
91  vgl. Deutscher Bundestag: Übergangsgeld. Verfügbar unter: https://www.bundestag.de/abgeord-

nete/mdb_diaeten/1335b-260810 [Zugriff am 23.01.2021] 
92  vgl. A 3.1 / 7 
93  vgl. A 5.1 / 7 

https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten/1335b-260810
https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten/1335b-260810
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Das Land NW gewährt als ÜGG einen Grundbetrag in Höhe der halben GE 

(4.665,11 €/M) für längstens drei Monate, ab einer einjährigen Mitgliedschaft des 

Abgeordneten im Landtag. Nach § 9 Abs. 3 AbgG NRW gilt: „Auf Antrag wird vom 

Ausscheiden an, zusätzlich zum Grundbetrag nach Absatz 2, ein Aufstockungsbe-

trag i.H.v. 50 Prozent der Abgeordnetenbezüge nach § 5 Abs. 1 gewährt. Dieser 

wird bei einer Mitgliedschaft im Landtag von bis zu sechs Jahren sechs Monate 

lang, bei einer Mitgliedschaft über sechs Jahren zwölf Monate lang gezahlt.“ 

(4.665,11 €/M).94  

Den Anspruch auf ÜGG setzt in allen verglichenen Bundesländern eine mind. ein-

jährige Mitgliedschaft im jeweiligen LT voraus. Die Bezugsdauer liegt zwischen ei-

nem und 36 Monaten. Sie erhöht sich in allen Ländern mit der Zugehörigkeit zum 

LT bis hin zur jeweiligen Höchstgrenze (HG). In HE, NI, NW, RP und TH beträgt 

die Höchstbezugsdauer zwölf Monate. BY, BB, das SL und SN gewähren für max. 

18 Monate, BW, ST und SH höchstens bis zu 24 Monate sowie MV längstens bis 

zum 36. Monat ÜGG.  

Durch die unterschiedlichen Regelungen bei der Bezugsdauer, sowie der oben 

beschriebenen Problematik, dass ÜGG mit der Dauer der Zahlung abgeschmolzen 

wird oder Bestandteile antragsabhängig sind, lässt sich nur schwer feststellen, wel-

che gesetzliche Regelung aus Sicht des Abgeordneten tatsächlich die Beste ist. 

Um eine Vergleichbarkeit herzustellen wurden die max. möglichen Gesamtzahlun-

gen inklusive der antragsabhängigen Bestandteile berechnet und verglichen.  

Die Höhe der Gesamtleistung an ÜGG schwankt in den verschiedenen Ländern 

massiv. Es ist festzustellen, dass nicht automatisch die Bundesländer, die höchste 

Summe bereitstellen, welche auch die höchste GE zahlen. So zahlt NW, welches 

die höchste Diät aller Länder zahlt mit 60.646,43 € die geringste Summe an ÜGG.95 

TH landet mit 71.723,40 € auf dem vorletzten Platz.96 Die höchsten Gesamtbeträge 

erhalten die Mandatsinhaber in ST (171.144,48 €), BW (197.040,00 €) und SH 

(213.069,84 €).97 Damit wird in SH mehr als dreieinhalbmal so viel ÜGG gezahlt 

wie in NW. Im Hinblick auf das eigentliche Ziel, eine Unabhängigkeit bei der beruf-

lichen Wiedereingliederung bzw. beim beruflichen Neustart zu schaffen, doch ein 

                                                
94  Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (AbgG NRW). Verfügbar unter: 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgeho-
ben=N&det_id=458931 [Zugriff am 23.01.2021] 

95  vgl. A 7.1 / 7 
96  vgl. A 13.1 / 7 
97  vgl. A 11.1 / 7 + vgl. A 1.1 / 7 + vgl. A 13.1 / 7 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=458931
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=458931
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eklatanter finanzieller Unterschied. Im Bundesdurchschnitt werden 123.931,47 € 

je Abgeordnetem ausgezahlt. In den neuen Ländern sind dies immerhin noch 

121.128,74 € je Mandatsträger und damit nur unwesentlich weniger.98 

Abbildung 5: Maximal mögliches Übergangsgeld (gerundet auf volle Euro) 

 Die Altersvorsorge  

Bei der Altersvorsorge der Abgeordneten gibt es in den verglichenen Bundeslän-

dern grundsätzlich zwei verschiedene Systeme, welche Anwendung finden. Zum 

einen die Zahlung einer Rentenanwartschaft (RA) aus der Mandatstätigkeit, die 

sogenannte AltE. Zum anderen die Überweisung eines Vorsorgebeitrages an die 

Abgeordneten, zur Anlage einer privaten Altersvorsorge oder in einem Versor-

gungswerk. Zudem wird eine AltE bei Gesundheitsschäden gezahlt, sofern der Ab-

geordnete den Schaden während der Mandatszeit erlitten hat. 

3.2.1  Die Altersentschädigung 

Eine AltE wird in acht der 13 verglichenen Länder gezahlt. Dies sind BY, HE, MV, 

NI, RP, SL, ST und TH. Die AltE ist vergleichbar mit einer Rente/Pension. Die Höhe 

richtet sich nach der Dauer der Landtagszugehörigkeit. Grundlage der Berechnung 

ist die GE. In den o.g. Ländern wird sowohl eine Mindestpension als auch eine 

                                                
98  vgl. A 14 / 4 
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Maximalpension festgelegt (analog Beamtenversorgung). Bei der Berechnung der 

MAltE werden zwei verschieden Verfahren angewendet. 

NI, MV und ST zahlen ab dem ersten vollen Jahr Landtagszugehörigkeit eine 

MAltE sofern die VSS dafür vorliegen. Der Prozentsatz erhöht sich linear bis zum 

Erreichen der jeweiligen HG mit jedem weiteren Jahr der Abgeordnetentätigkeit. 

In BY, HE, RP, dem SL und TH entsteht erst nach mehreren Jahren im Landtag 

ein Anspruch auf MAltE. Auch in diesen Ländern steigt dieser Betrag ab Erreichen 

der Mindestgrenze linear bis zur jeweils geltenden HG an. 

Die HG für die AltE in den Ländern liegen zwischen 65 % - 71,75 % der GE des 

jeweiligen Landes und somit zumindest prozentual nah beisammen. Betrachtet 

man jedoch wie unterschiedlich hoch die Diäten sind, ergeben sich massive Un-

terschiede bei der AltE. Auch der Auszahlungsbeginn unterscheidet sich in den 

verglichenen Ländern teils drastisch. Der Anspruchsbeginn für ausgeschiedene 

Mitglieder der Landtage variiert zwischen der Vollendung des 55. Lebensjahres 

und dem Erreichen der Regelaltersgrenze, mit Vollendung des 67. Lebensjahres. 

Im Folgenden werden die o.g. Länder einzeln dargestellt, da dies die Grundlage 

für die nächsten Kapitel bildet. 

In BY werden nach 10-jähriger Zugehörigkeit zum LT 33,5 % der GE  

(2.052,50 €/M) als MAltE gezahlt. Diese erhöht sich bis zum 20. Jahr der Mitglied-

schaft um 3,825 % p.a.. Die AltE wird mit Erreichen der Regelaltersgrenze gezahlt. 

Mit jedem über das zehnte Jahr hinausgehenden Jahr, bis zum 20. Jahr der Mit-

gliedschaft im bayerischen LT, entsteht der Anspruch auf AltE ein halbes Lebens-

jahr früher (§ 11 BayAbgG).99 Max. werden 71,75 % der GE als Altersgeld gezahlt 

(6.211,40 €/M). 

Die hessischen Mitglieder des LT erhalten nach § 10 HessAbgG mit ihrem Aus-

scheiden eine AltE, wenn sie das 55. Lebensjahr vollendet und dem LT mind. 

sechs volle Jahre angehört haben. Die MAltE beträgt 27,75 % der GE  

(2.277,17 €/M). Mit jedem weiteren Jahr der Mitgliedschaft über sechs Jahre steigt 

                                                
99  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Bayerischen Landtags(BayAbgG).  

Verfügbar unter: https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayAbgG-12  [Zugriff am 
25.01.2021] 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayAbgG-12
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die AltE um 2,75 %, insgesamt jedoch höchstens auf 71,75 % der GE  

(§ 11 HessAbgG), was 5.887,81 €/M entspricht.100 

Ein Abgeordneter aus MV erhält nach dem Ende seiner Mandatstätigkeit eine AltE, 

wenn er das 67. Lebensjahr vollendet und dem Landtag ein Jahr angehört hat. Auf 

Antrag wird die AltE bis zu fünf Jahre vor Vollendung des 67. Lebensjahres ge-

währt. Die AltE beträgt 4 % der GE (251,12 €/M) für jedes der ersten fünf Jahre als 

Mitglied des LT, jeweils 3,5 % für das sechste bis zehnte Jahr, 3 %, für das elfte 

bis 20. Jahr und 2 %, für jedes Jahr ab dem 21. Jahr. Für jedes Jahr des Bezugs 

von Übergangsgeld erhöht sich die AltE außerdem um weitere 1,5 %. Die max. 

AltE beträgt 71,75 % der GE und somit 4.504,44 €/M (§§ 17 und 18 AbgG MV).101 

In NI wird die AltE frühestens mit Erreichen der Regelaltersgrenze gewährt. Mit 

jedem über das achte Jahr hinausgehende Mandatsjahr, bis einschließlich zum 

13. Mandatsjahr, entsteht der Anspruch ein Jahr früher, frühestens also mit Voll-

endung des 62. Lebensjahres. Die AltE beträgt für jedes Jahr der Mandatszeit  

2,5 % der GE (179,39 €/ M), höchstens jedoch 71,75 % der GE, was 5.148,44 €/M 

entspricht (§§ 19 Abs. 2 und 20 Abs. 1 NAbgG).102 

Für die Landtagsmitglieder aus RP gilt: „Ein ehemaliger Abgeordneter erhält nach  

seinem Ausscheiden eine Altersversorgung, wenn er das 60. Lebensjahr vollendet 

und dem Landtag zehn Jahre angehört hat. Mit jedem weiteren Jahr bis zum 13. 

Jahr der Mitgliedschaft im Landtag entsteht der Anspruch auf Altersversorgung ein 

Lebensjahr früher. Die Altersversorgung beträgt bei einer Mitgliedschaft von zehn 

Jahren 33 vom Hundert der Entschädigung nach § 5 Abs. 1. Sie erhöht sich für 

jedes weitere Jahr der Mitgliedschaft bis zum 20. Jahr um 3,5 vom Hundert.“  

(§§ 11 + 12 Satz 1 AbgGRhPf).103. Die MAltE beträgt 2.307,55 €/M. Max. werden 

4.754,95 €/M gezahlt. 

                                                
100 vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Hessischen Landtags (HessAbgG). 

Verfügbar unter: http://starweb.hessen.de/cache/hessen/landtag/pfu-Materialien.pdf [Zugriff am 
25.01.2021] 

101  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpom-
mern (AbgG MV). Verfügbar unter: http://www.landesrecht-mv.de/jportal/por-
tal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rah-
men&doc.part=X&doc.origin=bs [Zugriff am 25.01.2021] 

102  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Niedersächsischen Landtages 
(NAbgG). Verfügbar unter: http://www.nds-voris.de/jpor-
tal/?quelle=jlink&query=AbgG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-Ab-
gGNDV12P18 [Zugriff am 25.01.2021] 

103 Landesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags Rheinland-Pfalz (AbgGRhPf). 
Verfügbar unter: http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/x8i/page/bsrlpprod.psml/action/port-

http://starweb.hessen.de/cache/hessen/landtag/pfu-Materialien.pdf
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-AbgGMV2007rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=AbgG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGNDV12P18
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=AbgG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGNDV12P18
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=AbgG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGNDV12P18
http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/x8i/page/bsrlpprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=j&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-AbgGRPpP12&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
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ST zahlt ehemaligen Abgeordneten eine AltE, sobald sie die Regelaltersgrenze 

erreicht haben und mind. ein Jahr Landtagsmitglied waren. Für das elfte bis  

20. Jahr der Mitgliedschaft im LT entsteht der Anspruch auf AltE jeweils ein Jahr 

früher. Die AltE beträgt 3 % der GE (213,93 €/M) für jedes Jahr Landtagsmitglied-

schaft, höchstens jedoch 69 % der Diät, dies entspricht 4.920,40 €/M  

(§§ 17 Abs. 1 + 18 Abs. 1 AbgG LSA).104 

Im SL ist die AltE in den §§ 11 und 12 des AbgG SL geregelt. Ein ehemaliger 

Abgeordneter erhält eine AltE, wenn er das 65. Lebensjahr vollendet hat und dem 

LT zehn Jahre angehörte. Mit jedem weiteren Jahr bis zum 18. Jahr der Mitglied-

schaft im LT entsteht der Anspruch ein Jahr eher, also frühesten mit Vollendung 

des 57. Lebensjahres. Die MAltE beträgt 35 % der Diät (2.146,55 €/M). Sie erhöht 

sich für jedes weitere Jahr der Landtagszugehörigkeit bis zum 21. Jahr um 3,5 %, 

auf max. 71,75 % der GE (4.400,43 €/M).105 

Die §§ 13 und 14 ThürAbgG regeln die AltE des Thüringer Abgeordneten. Nach 

sechsjähriger Zugehörigkeit im LT wird eine MAltE gezahlt. Mit jedem weiteren 

Jahr der Mitgliedschaft im LT entsteht der Anspruch auf AltE ein Lebensjahr früher, 

frühestens jedoch mit der Vollendung des 57. Lebensjahres. Die MAltE beträgt  

26 % der GE (1.554,01 €/M). Sie steigt mit jedem Jahr Landtagszugehörigkeit um 

3 %, bis auf max. 71,75 % der GE an (4.288,46 €/M).106  

Zusätzlich zur Möglichkeit die AltE aufgrund entsprechender Zugehörigkeit im Par-

lament abschlagsfrei vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze zu erhalten, be-

steht in MV, NI und ST die Möglichkeit die AltE frühzeitig, unter Inkaufnahme eines 

Versorgungsabschlags, zu erhalten. In allen drei Ländern beträgt dieser Versor-

gungsabschlag, den der Abgeordnete vor Erreichen der Regelaltersgrenze in Kauf 

                                                
lets.jw.MainAction?p1=j&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoc-
case=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-AbgGRPpP12&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint [Zugriff am 
25.01.2021] 

104  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisseder Mitglieder des Landtages von Sachsen-Anhalt (AbgG 
LSA). Verfügbar unter: https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundla-
gen/2020_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf [Zugriff am 25.01.2021] 

105 vgl. Gesetz Nr. 1103 über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages des Saarlandes 
(AbgG SL). Verfügbar unter: https://www.landtag-saar.de/media/1460/abgeordnetengesetz.pdf [Zu-
griff am 25.01.2021] 

106  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Thüringer Landtags (ThürAbgG). 
Verfügbar unter: https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-Hauptmenue/3-Doku-
mente/4-Rechtsgrundlagen/1-Abgeordnetengesetz/Dokumente/AbgG_TH_1995.pdf [Zugriff am 
25.01.2021] 

http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/x8i/page/bsrlpprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=j&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-AbgGRPpP12&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/x8i/page/bsrlpprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=j&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-AbgGRPpP12&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundlagen/2020_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Rechtsgrundlagen/2020_Abgeordnetengesetz_AbgG.pdf
https://www.landtag-saar.de/media/1460/abgeordnetengesetz.pdf
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nehmen muss, 0,3 % pro Monat. In ST ist diese Variante frühesten auf die Vollen-

dung des 63. Lebensjahres begrenzt. In den beiden anderen Ländern findet man 

keine Begrenzung im Gesetz. 

Es bleibt festzuhalten, dass die Abgeordneten der o.g. Länder bei entsprechend 

langer Landtagszugehörigkeit wesentlich früher eine AltE aus Ihrer Mandatstätig-

keit bekommen können, als dies einem Angestellten oder Beamten möglich ist. 

Dies ist ein wesentlicher Vorteil, welcher sich aus der Mandatstätigkeit ergibt. 

Abbildung 6: Altersentschädigung (gerundet auf volle Euro), zum Wahlrecht in Sachsen siehe Kapitel 3.2.3 

3.2.2 Der Vorsorgebeitrag zur Altersvorsorge 

In BW, BB, NW und SH werden den Abgeordneten keine AltE gezahlt, sondern 

Beiträge für eine private Altersvorsorge bereitgestellt bzw. an das Versorgungs-

werk der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Ba-

den-Württemberg (VLT) entrichtet. Die dortigen Abgeordneten sind Pflichtmitglie-

der im Versorgungswerk. Nachfolgend werden beide Varianten, sowie die unter-

schiedlichen Ausprägungen in den Ländern zusammengefasst. 

Beim VLT handelt es sich um ein berufsständisches Versorgungswerk für Abge-

ordnete. NW hat das Versorgungswerk 2005 ins Leben gerufen. Mit Beginn der 

14. Wahlperiode hatte der dortige Landtag als erstes deutsches Landesparlament 

Bayern

Hessen

Mecklenburg-Vorpom.

Niedersachsen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Thüringen

2.900 €

2.277 €

251 €

179 €

2.308 €

2.147 €

2.140 €

214 €

1.554 €

6.211 €

5.888 €

4.504 €

5.148 €

4.755 €

4.400 €

4.160 €

4.920 €

4.288 €

Altersentschädigung

AltE Max. MAltE

https://de.wikipedia.org/wiki/Legislaturperiode
https://de.wikipedia.org/wiki/Landesparlament
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einen Systemwechsel bei der Abgeordnetenbezahlung und -versorgung vollzogen. 

Die steuerfreien Pauschalen wurden gestrichen und die staatliche Alters- und Hin-

terbliebenenversorgung abgeschafft. Als Ausgleich erhielten die Mandatsinhaber 

einen mntl. Gesamtbetrag, der in das Versorgungswerk fließt. Seit September 

2014 sind die Abgeordneten aus BB Mitglieder des VLT. Im Dezember 2019 wurde 

das Versorgungswerk um den Landtag aus BW erweitert.107 

Aus § 13 Abs. 1 der Satzung des VLT ergeben sich die Rechtsansprüche der Ab-

geordneten: „Das Versorgungswerk erbringt auf Antrag seinen Mitgliedern und 

sonstigen Leistungsberechtigten nach Erfüllung der Voraussetzungen folgende 

Leistungen: 

1. Altersrente (§§ 15-16),  

2. Hinterbliebenenrente (§§ 17-20), 

3. Überbrückungsgeld (§ 26) für die nordrhein-westfälischen Mitglieder des Ver-

sorgungswerks,  

4. Erstattung von Beiträgen, Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung und Berücksichtigung als Dienstzeit (§ 31),  

5.  Kapitalabfindung (§ 25). 

Auf die Leistungen besteht ein Rechtsanspruch.“.108 

 

Die Altersrente erhalten die Versicherten des VLT nach Vollendung des  

67. Lebensjahres, sofern sie mindesten 30 Beitragsmonate erreicht haben. Sie 

können auf Antrag bereits mit dem vollendetem 62. Lebensjahr eine Altersrente 

erhalten, sofern sie die o.g. VSS erfüllen, allerdings unter Inkaufnahme von Ab-

schlägen. Für Abgeordnete aus BW gibt es, aufgrund der kurzen Zugehörigkeit 

zum VLT, aktuell eine Übergangsvorschrift. Demnach entsteht für Mandatszeiten 

zwischen dem 1. Dezember 2019 und dem 30. April 2021 ein Anspruch auf Alters-

rente, sofern mind. zwölf Pflichtbeiträge gezahlt worden.109 Die Höhe der mntl. RA 

ergibt sich aus den Anlagen zur Satzung des VLT. 

                                                
107 vgl. Donath, Hans-Joachim: Über das Versorgungswerk. Verfügbar unter: 

https://www.vlt.nrw.de/home/ueber-uns.html [Zugriff am 26.01.2021] 
108  Satzung des Versorgungswerkes der Mitglieder der Landtage Nordrhein-Westfalen, Brandenburg 

und Baden-Württemberg. Verfügbar unter: https://www.vlt.nrw.de/files/live/sites/vlt/files/pdf/nor-
men/Satzung%20VLT%20(Stand%2001.12.2019).pdf [Zugriff am 26.01.2021] 

109  ebd. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Mitglied_des_Deutschen_Bundestages#Diäten_und_Aufwandsentschädigungen
https://de.wikipedia.org/wiki/Abgeordnetenentsch%C3%A4digung#Kostenpauschale
https://de.wikipedia.org/wiki/Berufsst%C3%A4ndische_Versorgung
https://www.vlt.nrw.de/home/ueber-uns.html
https://www.vlt.nrw.de/files/live/sites/vlt/files/pdf/normen/Satzung%20VLT%20(Stand%2001.12.2019).pdf
https://www.vlt.nrw.de/files/live/sites/vlt/files/pdf/normen/Satzung%20VLT%20(Stand%2001.12.2019).pdf
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In BW findet man die einschlägige Vorschrift im § 11 AbgG BW. Demnach erhalten 

die Abgeordneten einen Vorsorgebeitrag i.H.v. 1.859,00 €/M. Die Höhe der mntl. 

Beiträge zum Versorgungswerk entspricht dem jeweils geltenden Höchstbeitrag 

zur allgemeinen Rentenversicherung.110  

Die Mandatsinhaber in BB erhalten eine Entschädigung i.H.v. 1.856,86 €/M, wel-

che direkt an das Versorgungswerk abgeführt wird (§ 5 Abs. 2 AbgG BB).111 In NW 

liegt der Beitrag bei 2.290,29 €/M (§ 5 Abs. 1 AbgG NW).112 

Den Abgeordneten aus SH wird ein Betrag i.H.v. 1.975,95 €/M zur Finanzierung 

ihrer privaten Altersversorgung ausgezahlt. „Voraussetzung für die Zahlung ist die 

Erklärung, dass die Entschädigung i.H.v. mindestens 85 Prozent für die Altersver-

sorgung der Abgeordneten und zur Unterstützung ihrer überlebenden Ehegatten, 

der eingetragenen Lebenspartner und der Waisen durch eine Rente verwendet 

wird und ein Kapitalwahlrecht vollständig ausgeschlossen ist.“  

(§ 17 Abs. 1 AbgG SH).113 Da es sich um eine rein private Absicherung handelt, 

sind Leistungsumfang und Leistungsbeginn nicht definiert, sondern werden von 

den Abgeordneten mit der Versicherung vereinbart. 

Abbildung 7: Monatliche Vorsorgebeiträge (gerundet auf volle Euro) 

                                                
110  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags (AbgG BW). Verfügbar unter: 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessio-
nid=FDD20145CF881140B1A18881AE291F4E.jp90?quelle=jlink&query=AbgG+BW&psml=bsbawu
eprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGBWV42P11 [Zugriff am 26.01.2021] 

111  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags Brandenburg (AbgG BB). 
Verfügbar unter: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/abgg#5 [Zugriff am 26.01.2021] 

112 vgl. Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (AbgG NRW). Verfügbar unter: 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgeho-
ben=N&det_id=458927 [Zugriff am 26.01.2021] 

113  Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages  
(SH AbgG). Verfügbar unter: http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/;jsessio-
nid=9F5E7D140C13AA7A364223431C0A3AEE.jp23?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bssho-
prod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGSHV17P6 [Zugriff am 26.01.2021] 

Baden-Württemberg (VLT)
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http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=FDD20145CF881140B1A18881AE291F4E.jp90?quelle=jlink&query=AbgG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGBWV42P11
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=FDD20145CF881140B1A18881AE291F4E.jp90?quelle=jlink&query=AbgG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGBWV42P11
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=FDD20145CF881140B1A18881AE291F4E.jp90?quelle=jlink&query=AbgG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGBWV42P11
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/abgg#5
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=458927
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=7204&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=458927
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/;jsessionid=9F5E7D140C13AA7A364223431C0A3AEE.jp23?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGSHV17P6
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/;jsessionid=9F5E7D140C13AA7A364223431C0A3AEE.jp23?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGSHV17P6
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/;jsessionid=9F5E7D140C13AA7A364223431C0A3AEE.jp23?quelle=jlink&query=AbgG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-AbgGSHV17P6
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3.2.3 Das Wahlrecht als sächsischer Sonderweg 

Die sächsische Regelung zur Altersvorsorge ist die einzige, welche ein Wahlrecht 

vorsieht. Die dortigen Abgeordneten erhalten zur Finanzierung einer freiwilligen 

Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer privaten Alters-

vorsorge einen Betrag von 1.283,40 €/M. Die Summe entspricht dem Höchstbei-

trag der freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Sie 

dient der persönlichen Altersversorgung der Abgeordneten und der Unterstützung 

ihrer überlebenden Hinterbliebenen. Alternativ besteht die Möglichkeit auf die o.g. 

Altersvorsorgepauschale zu verzichten und auf Antrag einen Anspruch auf AltE, 

Unfallvorsorge, Versorgungsabfindung sowie HIV zu erhalten  

(§ 13 Abs. 1 und 2 AbgG SN).114 Jeder Abgeordnete entscheidet selbst welche 

Variante er wählt. 

3.2.4 Die Vorsorgeabfindung 

Scheidet ein Abgeordneter aus dem Landtag aus, ohne die VSS für den Erhalt 

einer MAltE oder einer RA aus dem VLT zu erfüllen, so erhält er eine Versorgungs-

abfindung. Für den Fall, dass diese Abfindung gezahlt wird, gibt es i.d.R. drei Mög-

lichkeiten zwischen denen ein ehemaliger Abgeordneter wählen kann: die Kapital-

abfindung, die Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung und die 

Anrechnung der Mandatszeit als ruhegehaltsfähige Dienstzeit (rgfDZ) im Sinne 

des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Beamten und Richter des jeweiligen 

Landes.  

Eine Kapitalabfindung wird in allen verglichenen Ländern mit Ausnahme von MV, 

SH und teilweise SN gewährt.115 

MV verzichtet komplett auf die Zahlung einer Kapitalabfindung, da nach einjähriger 

Mitgliedschaft im Landtag bereits ein Anspruch auf AltE besteht. In SH entsteht 

dem Abgeordneten durch die dortige Zahlung eines Altersvorsorgebetrages für 

eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer 

privaten Altersvorsorge keine Versicherungslücke, welche ausgeglichen werden 

muss.116 Der gleiche Sachverhalt trifft auf sächsische Abgeordnete zu, sofern sie 

                                                
114  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages (AbgG SN). 

Verfügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p16 [Zugriff 
am 26.01.2021]. 

115 vgl. A 5.1 / 10a + A 12.1 / 10a + A11.1 / 10a 
116  vgl. A 12.1 / 10a + A 12.1 / 8c 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/9477-Abgeordnetengesetz#p16


37 
 

sich für die Zahlung der Altersvorsorgepauschale nach § 13 Abs. 1 i.V.m.  

§ 14a AbgG SN entscheiden.  

Die Höhe der Kapitalabfindung [K] errechnet sich aus dem jeweils geltenden 

Höchstbetrag zur gesetzlichen Rentenversicherung [R], ggf. erhöht oder gekürzt, 

multipliziert mit der Dauer der Zugehörigkeit zum Landtag [T]. Es ergeben sich 

folgende Formeln: 

K (BY)    = (R x 120 %) x T117 

K (RP und SN)  = (R x 70 %) x T118 

K (andere Länder) = R   x T119 

Für die Mitglieder im VLT werden die eingezahlten Beiträge unverzinst erstattet. 

Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet.120 

Die Möglichkeit der Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung be-

steht in allen verglichenen Ländern, mit Ausnahme von SH (Begründung s.o.). 

Sinn und Zweck der Nachversicherung ist die nachträgliche Gleichstellung der Ab-

geordneten mit versicherungspflichtigen Arbeitnehmern in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung, da sie wegen der ihnen zugesicherten Versorgungsanwartschaf-

ten versicherungsfrei in der gesetzlichen Rentenversicherung waren. Die Abge-

ordneten werden durch die Nachversicherung rentenrechtlich so gestellt, als wenn 

sie von Beginn ihrer Mandatszeit an versicherungspflichtig gewesen wären.121  

In den verglichenen Gesetzestexten sowie der Satzung des VLT wird auf den  

§ 23 AbgG B verwiesen, welcher im Abs. 2 genau diesen Sachverhalt für die Ab-

geordneten des Bundestages regelt: „Mitglieder, die die Voraussetzungen des Ab-

satzes 1 erfüllen, können an Stelle der Versorgungsabfindung auch beantragen, 

                                                
117 vgl. A 2.1 / 10a 
118 vgl. A 8.1 / 10a + A 10.1 / 10 a 
119 vgl. A 1.1 + A 3.1 + A 4.1 + A 6.1 + A 7.1 + A 9.1 + A 11.1 + A 12.1 + A 13.1 jeweils Nr. 10a 
120  vgl. Donath, Hans-Joachim: Versorgungsabfindung. Verfügbar unter: 

https://www.vlt.nrw.de/home/lexikon.html#Versorgungsabfindung [Zugriff am 27.01.2021] 
121  vgl. Jungbauer, Andreas: Studientext der Deutschen Rentenversicherung, Nr. 7, Nachversicherung. 

Ausgabe 2020, S. 4 
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in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Sechsten Buches Sozialgesetz-

buch über die Nachversicherung für die Dauer ihrer Mitgliedschaft im Bundestag 

nachversichert zu werden.“.122 

Die Anrechnung der Mandatszeit als rgfDZ im Sinne des Besoldungs- und Versor-

gungsrechts der Beamten und Richter des jeweiligen Landes ist mit Ausnahme 

von SH (Begründung s.o.) in allen Gesetzestexten sowie der Satzung der VLT 

verankert. Auch hier wird in den Rechtsquellen auf § 23 AbgG B verwiesen. Die 

Absätze 2, 4 und 8 begründen diesen Rechtsanspruch für Mitglieder der Land-

tage.123 

Kurzum bleibt festzuhalten, dass keinem Abgeordneten die Zeit im Landtag als 

renten- oder versorgungsrechtliche Fehlzeit angelastet werden kann, auch dann 

nicht, wenn er die VSS einer AltE oder einer RA beim VLT nicht erfüllt. Im Gegen-

teil, durch das Wahlrecht kann sich der einzelne Mandatsinhaber für die für ihn 

günstigste Variante der Altersversorgung entscheiden. 

 Entschädigung bei Gesundheitsschäden 

Abgeordnete sind kraft Gesetzes gegen Gesundheitsschäden, die sie während der 

Mandatszeit erleiden, abgesichert. Sie erhalten für den Fall einer dauerhaften Er-

werbsunfähigkeit eine AltE bei Gesundheitsschäden. Vergleichbar sind diese Leis-

tungen mit Erwerbsminderungsrenten bei sozialversicherungspflichtigen Arbeit-

nehmern oder der Mindestversorgung der Beamten und Richter. I.d.R. werden 

diese gewährt, ohne dass die weiteren VSS, wie die vorgeschriebene Mindest-

mandatszeit oder das Mindesteintrittsalter, erfüllt sein müssen. Dies gilt unabhän-

gig davon, ob der Gesundheitsschaden außerhalb des Dienstes oder infolge des 

Dienstes eintritt. Der einzige Unterschied ist die Höhe der Versorgung. Bei einem 

Gesundheitsschaden, der aus einem Dienstunfall (DU) resultiert, wird die errech-

nete AltE in einigen Ländern pauschal um bis zu 20 % bis zum Erreichen der je-

weiligen HG erhöht. Im folgenden Abschnitt werden die sehr unterschiedlichen Re-

gelungen der einzelnen Länder miteinander verglichen. 

                                                
122  Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetenge-

setz - AbgG). Verfügbar unter: http://www.gesetze-im-internet.de/abgg/__23.html [Zugriff am 
27.01.2021] 

123  vgl. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordneten-
gesetz - AbgG). Verfügbar unter: http://www.gesetze-im-internet.de/abgg/__23.html [Zugriff am 
27.01.2021] 

http://www.gesetze-im-internet.de/abgg/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/abgg/__23.html
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BW zahlt seinen Abgeordneten 25 % der GE als generelle AltE bei Gesundheits-

schäden (2.052,50 €/M). Ist der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Aus-

übung oder in Folge des Mandats eingetreten, so erhöht sich die Entschädigung 

auf 30 % der GE (2.463,00 €/M).124 

Der Freistaat BY überweist 2.900,10 €/M an MAltE bei Gesundheitsschäden  

(33,5 % der GE). Die Berechnung erfolgt analog der AltE und erhöht sich um 20 % 

der GE sofern ein DU ursächlich für den Schaden ist. Max. werden 6.211,40 €/M 

zur Verfügung gestellt (71,75 % der GE).125 

Einen wiederum anderen Weg wählt BB. Dort werden, sofern ein Abgeordneter 

mind. fünf Jahre dem LT angehörte, 20 % der GE, das entspricht 1.721,60 €/M, 

gewährt. Sofern ein DU die Ursache des Schadens war, werden 2.582,40 €/M  

(30 % der GE) bereitgestellt.126 

In HE werden 27,75 % der GE (2.277,17 €/M) zzgl. 2,75 % der GE für jedes über 

das achte Jahr hinausgehende Jahr im LT gezahlt. Resultiert die Arbeitsunfähig-

keit aus einem DU kommt es zu einer Erhöhung um 20 % bis zur HG von 71,75 % 

der GE (5.887,81€/M).127 

Das Land MV überweist mind. 30 % der GE an seine Abgeordneten  

(1.883,39 €/M). Es kommt zu einer Erhöhung um 20 % der GE bei einem DU, 

jedoch werden in diesem Fall mind. 66 2/3 % der GE (4.185,52 €/M) gezahlt. Bei 

ehemaligen Abgeordneten wird AltE gezahlt. Die HG liegt bei 71,75 % der GE 

(4.504,44 €/M) 128 

Ein niedersächsischer Abgeordneter erhält 2,5 % der GE p.a., mind. jedoch 25 % 

(1.793,88 €). Wird die AltE bei Gesundheitsschäden aufgrund eines DU gewährt, 

erhöht sich der Betrag um die Hälfte der errechneten Entschädigung bis höchstens 

zur HG von 71,75 % der GE (5.148,54 €/M).129 

                                                
124  vgl. A 1.1 / 9 
125  vgl. A 2.1 / 9 
126  vgl. A 3.1 / 9 
127  vgl. A 4.1 / 9 
128  vgl. A 5.1 / 9 
129  vgl. A 6.1 / 9 
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NW stellt 1.772,74 €/M (19 % der GE) als MAltE bereit. Bei einem Gesundheits-

schaden infolge eines DU erhöht sich die Summe auf 2.705,76 €/M (29 % der 

GE).130 

Die Abgeordneten in RP erhalten 33 % der GE als MAltE bei Gesundheitsschäden 

(2.307,55 €/M). Zudem wird der Prozentsatz nach zehn Jahren im LT um 3,5 % 

p.a. erhöht. Außerdem wird die AltE im Falle eines DU um 20 % bis max. zur HG 

von 75 % der GE erhöht (5.244,43 €/M).131 

Im SL beträgt die MAltE bei Gesundheitsschäden 2.146,55 €/M (35 % der GE). Die 

Berechnung erfolgt analog der AltE. Ist die Dienstunfähigkeit das Ergebnis eines 

DU, kommt es zu einer Erhöhung der errechneten Entschädigung um 20 % bis 

max. zur HG von 4.400,43 €/M (71,75% der GE).132 

Sächsischen Abgeordneten wird 36 % der GE als MAltE bei Gesundheitsschäden 

gezahlt (2.139,66 €). Die gesetzlichen Bestimmungen für die AltE sind bei der Be-

rechnung zu Grunde zu legen. Bei einem DU erhöht sich der berechnete Wert um 

20 % bis auf max. 70 % der GE (4.160,45 €/M).133 

Den Abgeordneten aus ST werden für jedes Jahr im Landtag 3 % der GE, mind. 

jedoch 30 % der GE, bei Gesundheitsschäden gezahlt (2.139,31 €/M). Tritt der 

Gesundheitsschaden infolge eines DU ein, erfolgt eine Erhöhung um 20 % der GE. 

Höchstens werden 69 % der GE, i.H.v. 4.920,40 €/M, entlohnt.134 

Nach einer fünfjährigen Landtagsmitgliedschaft wird in SH eine generelle AltE bei  

Gesundheitsschäden von mntl. 2.219,48 € bereitgestellt.135 

In TH liegt die MAltE für Gesundheitsschäden bei 1.554,01 €/M (26 % der GE). Bei 

einer Dienstbeschädigung wird ein 20 %iger Aufschlag auf die errechnete AltE ge-

währt, max. jedoch 4.482,71 €/M (75 % der GE).136 

                                                
130  vgl. A 7.1 / 9 
131  vgl. A 8.1 / 9 
132  vgl. A 9.1 / 9 
133  vgl. A 10.1 / 9 
134  vgl. A 11.1 / 9 
135  vgl. A 12.1 / 9 
136  vgl. A 13.1 / 9 



41 
 

Die MAltE bei Gesundheitsschäden beträgt im bundesweiten Schnitt 2.069,84 €/M, 

in den neuen Ländern liegt dieser Wert bei 1.887,59 €/M.137  

Die bereitgestellten Beträge sind, analog zu den Mindestpensionen der Beamten 

und Richter, deutlich höher, als eine Erwerbsminderungsrente eines sozialversi-

cherungspflichtigen Angestellten mit vergleichbaren Einkommen. Dies ist ein ent-

scheidender Vorteil, welcher den Abgeordneten zugutekommt.  

Abbildung 8: Altersentschädigungen bei Gesundheitsschäden (gerundet auf volle Euro) 

                                                
137  vgl. A 14 / 5 

Baden-Württemberg

Bayern

Brandenburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpom.

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

Bundesdurchschnitt

Durchschnitt der neuen Länder

2.053 €

2.900 €

1.722 €

2.277 €

1.883 €

1.794 €

1.773 €

2.308 €

2.147 €

2.140 €

2.139 €

2.219 €

1.554 €

2.070 €

1.888 €

2.463 €

6.211 €

2.582 €

5.888 €

4.504 €

5.148 €

2.706 €

5.244 €

4.400 €

4.160 €

4.920 €

2.219 €

4.482 €

4.225 €

4.130 €

Altersentschädigungen bei Gesundheitsschäden

AltE max. MAltE



42 
 

4 Hinterbliebenenversorgung 

Die HIV ist zu unterteilen in einmalige und laufende Leistungen. Einmalige Leis-

tungen sind die ÜG. Die laufenden Leistungen sind das Witwengeld (WiG) sowie 

das Waisengelder (WaiG). 

 Einmalige Hinterbliebenenversorgung 

Im folgenden Abschnitt werden die einmaligen Zuwendungen an die Hinterbliebe-

nen der Abgeordneten erläutert. Als einmalige HIV werden in den Abgeordneten-

gesetzen das ÜG bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene, das ÜG bei Tod 

aktiver Abgeordneter für Dritte und das ÜG bei Tod ehemaliger Abgeordneter für 

Hinterbliebene gewährt. Von den neuen Ländern gewähren nur TH und ST ein ÜG. 

Das ÜG ist zu vergleichen mit einem Sterbegeld, welches in ähnlicher Form den 

Angehörigen von Beamten, Richtern und Angestellten des ö.D. gezahlt wird. Die 

Hinterbliebenen der Abgeordneten soll mit der Zahlung die Umstellung auf die 

neuen Lebensverhältnisse finanziell erleichtert werden.138 

4.1.1 Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter an 
Hinterbliebene 

Stirbt ein Abgeordneter während seiner Mandatszeit, wird den überlebenden Ehe-

gatten, den leiblichen Abkömmlingen sowie den angenommenen Kindern in insge-

samt neun Ländern ein ÜG gezahlt (BW, BY, NI, NW, RP, SL, ST, SH und TH). 

Die Grundlage für die Berechnung bildet die GE.  

In BW und BY erhalten die Hinterbliebenen ein ÜG in Höhe einer GE. Dies gilt bis 

zum vollendeten zehnten Mitgliedsjahr des verstorbenen Abgeordneten  

(BW: 8.210,00 € /BY: 8.657,00 €). Danach erhöht sich dieser Betrag auf das Ein-

einhalbfache der Diät (BW: 12.315,00 € / BY: 12.985,50 €).139 NI, RP, SH und TH 

zahlen Sterbegeld i.H. zweier GE (NI: 14.351,04 € / RP: 13.985,14 € /  

SH: 17.755,82 € /TH: 11.953,90 €).140 In NW werden 8.280,22 € als ÜG gezahlt 

(1xGE abzgl. 1.050,00 €).141 Das Saarland findet die Hinterbliebenen mit einer GE 

                                                
138 vgl. Deutscher Bundestag: Überbrückungsgeld (Sterbegeld). Verfügbar unter: https://www.bundes-

tag.de/abgeordnete/mdb_diaeten#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL21kYl9kaWFldGVuL-
zEzMzRjLTI2MDc5OA==&mod=mod454214 [Zugriff am 09.03.2021] 

139 vgl. A 1.1 / 11a + A 2.1 / 11a 
140 vgl. A 6.1 / 11a + A 8.1 / 11a + A 12.1 / 11a + A 13.1 / 11a 
141 vgl. A 7.1 / 11a 

https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL21kYl9kaWFldGVuLzEzMzRjLTI2MDc5OA==&mod=mod454214
https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL21kYl9kaWFldGVuLzEzMzRjLTI2MDc5OA==&mod=mod454214
https://www.bundestag.de/abgeordnete/mdb_diaeten#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL21kYl9kaWFldGVuLzEzMzRjLTI2MDc5OA==&mod=mod454214
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i.H.v. 6.133,00 € ab.142 ST überweist den Angehörigen der Wahlmänner  

13.212,04 € als ÜG (2x GE abzgl. 1050,00 €).143  

Zusätzlich zum ÜG erhalten die Hinterbliebenen aller Länder die noch nicht abge-

rechneten Leistungen aus dem jeweiligem Gesetz (Reisekosten, laufende GE, 

usw.). 

Den Spitzenplatz dieser Kategorie belegt SH. Am Ende des Feldes findet man das 

SL. Im Durchschnitt der gewährenden Länder werden 11.393,13 € Sterbegeld ge-

zahlt.144 Ein Vergleich der neuen Länder unterbleibt, da nur ST und TH ein ÜG 

gewähren  

Abbildung 9: Übergangsgeld bei Tod eines aktiven Abgeordneten für Hinterbliebene (gerundet auf volle Euro) 

4.1.2 Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter an 
Dritte 

Sind ein überlebender Ehegatte, leibliche Abkömmlinge oder angenommene Kin-

der nicht vorhanden, so wird auf Antrag einer sonstigen Person, welche die Kosten 

der Bestattung oder der letzten Krankheit getragen hat, das ÜG gezahlt. Dieses 

wird in allen unter Kapitel 4.1.1 genannten Ländern mit Ausnahme von NW ge-

währt.  

                                                
142 vgl. A 9.1 / 11a 
143 vgl. A 11.1 / 11a 
144 vgl. A14 / 6 
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Die Erstattung der Kosten erfolgt in BY, NI, RP, SL, ST und SH in Höhe der tat-

sächlich nachgewiesenen Aufwendungen. Eine summenmäßige Begrenzung bis 

zu den unter Kapitel 4.1.1 genannten Beträge findet man in keinem dieser Abge-

ordnetengesetze.145  

Höchstsätze für das ÜG bei Tod aktiver Abgeordneter an Dritte findet man in BW 

und TH. In BW werden 7.160,00 € (1x GE abzgl. 1.050,00 €), bzw. 11.265,00 € 

(1,5x GE abzgl. 1050,00 € ab dem vollendeten zehnten Jahr im LT) gezahlt. TH 

stellt 10.903,90 € (2x GE abzgl. 1.050,00 €) als ÜG bereit.146 

4.1.3 Überbrückungsgeld an Hinterbliebene beim Tod eines  
ehemaligen Abgeordneten  

Das ÜG beim Tod eines ehemaligen Abgeordneten an Hinterbliebene wird in acht 

Ländern gewährt (BW, BY, NI, NW, RP, SL, ST, TH). Als Berechnungsgrundlage 

dienen die GE, die AltE oder die RA beim VLT. 

BW zahlt 50 % der GE (4.105,00 €). Es ist damit das einzige Bundesland, in dem 

die GE als Berechnungsgrundlage dient.147  

Das VLT gewährt für die Abgeordneten aus NW ein Sterbegeld in Höhe einer mntl. 

Altersrente oder in Höhe der RA nach §§ 15, 16 der Satzung des VLT.148 

In BY, NI, RP, dem SL, ST und TH dient die AltE als Referenzwert für die Berech-

nung des Sterbegeldes.  

Hinterbliebene eines bayrischen Abgeordneten erhalten mind. 2.900,10 €  

(1x AltE). Nach dem vollendeten zehnten Jahr als Mitglied des LT erhöht sich der 

Betrag auf das Eineinhalbfache (mind. 4.350,15 €).149 

                                                
145 vgl. A 2.1 / 11b + A 6.1 / 11b + A 8.1 / 11b + A 9.1 / 11b + A 11.1 / 11b + A 12.1 / 11b 
146 vgl. A 1.1 / 11b + A 13.1 / 11b 
147 vgl. A 1.1 / 11c 
148 vgl. A 7.1 / 11c 
149 vgl. A 2.1 / 11c 
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Als ÜG wird in NI das doppelte ÜGG (14.351,04 €) oder die zweifache AltE (mind. 

358,78 €) gewährt, welche dem Verstorbenen zuletzt zustand. Abgeordnete, wel-

che in der Zeit versterben, in der sie ÜGG erhalten, stehen aktiven Abgeordneten 

gleich.150  

Die Angehörigen ehemaliger Abgeordneter in ST erhalten mind. 427,86 € (2x AltE). 

Dies greift bereits ab dem ersten vollen Jahr der Landtagsmitgliedschaft des Ab-

geordneten. Die Erhöhung erfolgt bis zur HG.151 

RP zahlt mind. 4.615,10 € (2X AltE/RA) sofern ein Anspruch auf eine AltE oder 

eine RA besteht.152  

In TH wird die doppelte AltE als ÜG gezahlt (mind. 3.108,02 €). VSS ist auch hier 

ein Anspruch auf eine AltE oder eine RA.153 

Abbildung 10: Übergangsgeld bei Tod eines ehemaligen Abgeordneten an Hinterbliebene (gerundet auf volle 

Euro) 

 Laufende Hinterbliebenenversorgung 

Alle Länder gewähren den Angehörigen aktiver Abgeordneten eine mntl. HIV. Mit 

Ausnahme von SH, gilt dies auch, für die Hinterbliebenen ehemaliger Landtags-

mitglieder. Die HIV wird jeweils für Ehegatten/Lebenspartner und Kinder (Vollwai-

sen/Halbwaisen) in Form von WIG und WaiG gezahlt. Die Höhe der HIV richtet 

                                                
150 vgl. A 6.1 / 11c 
151 vgl. A 11.1 / 11c 
152 vgl. A 8.1 / 11c 
153 vgl. A 13.1 / 11c 
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sich nach der AltE bzw. der RA in den einzelnen Ländern. Im folgenden Kapitel 

werden die laufenden Versorgungsbezüge ggü. gestellt.  

Zu beachten ist außerdem das Wahlrecht in SN. Entscheidet sich ein sächsischer  

Abgeordneter für die Zahlung des Vorsorgebetrags zur privaten Altersvorsorge, 

erhalten die Angehörigen infolge dessen keine HIV aus dem Abgeordnetengesetz.  

Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden in diesem Abschnitt zumeist die Pro-

zentwerte der einzelnen Länder angegeben und nur vereinzelt Summen. Die tat-

sächlichen Mindestbeträge finden in den Anhängen wieder. 

Die Rechtsgrundlage für die Auszahlung von WiG und WaiG für die Abgeordneten 

in BW und BB findet man in der Satzung des VLT. Die Höhe der HIV richtet sich 

nach der Summe der entrichteten Beiträge. Es werden 55 % der RA als WiG sowie 

20 % der RA als VWaiG und 12 % der RA als HWaiG überwiesen (nachfolgende 

Prozentwerte immer in der Reihenfolge: WiG/ VWaiG/ HWaiG). Die Gesamtheit 

der zu zahlenden HIV darf die Summe der RA nicht überschreiten. Kommt es dazu, 

werden die Summen entsprechend Ihrer Anteile gekürzt. Je länger ein Abgeord-

neter Mitglied im LT und damit auch Mitglied im VLT ist, umso höher fällt die HIV 

aus. Geht man von einer identischen Einzahldauer aus, erhalten die Angehörigen 

der Landtagsmitglieder aus BW und BB in etwa die gleiche HIV, da die mntl. Ein-

zahlungen in das VLT nahezu identisch sind.154 

Der Freistaat BY, sowie die Länder HE, NW, das SL und SN zahlen den Hinter-

bliebenen als WiG 55 %, als VWaiG 20 % und als HWaiG 12 % der individuell 

errechneten AltE.155 Auch hier darf der Gesamtbetrag der HIV die AltE nicht über-

steigen, sonst werden WiG und WaiG ebenfalls anteilig gekürzt. Wenn die VSS für 

die Zahlung einer AltE nicht erfüllt sind, dient die MAltE als Berechnungsgrundlage 

der HIV. Das Gleiche gilt für die Länder RP und TH. Allerdings werden dort 60 % 

der AltE als WiG gezahlt.156  

Die Bundesländer MV (60 % / 20 % / 12 %), NI (55 % / 20 % / 12 %) und  

ST (60 % / 20 % / 13 %) haben aufgrund der geringen Mindestmandatszeit (ein 

Jahr), welche als VSS für die Zahlung einer AltE zu Grunde liegt, keine Passagen 

in den Gesetzestexten, welchen auf die MAltE verweisen.157 Ab dem ersten Jahr 

                                                
154 vgl. A 1.1 / 11d-f + A 3.1 / 11d-f 
155 vgl. A 2.1 / 11d-f + A 4.1 / 11d-f + A 7.1 / 11d-f + A 9.1 / 11d-f + A 10.1 / 11d-f 
156 vgl. A 8.1 / 11d-f + vgl. A 13.1 / 11d-f 
157 vgl. A 5.1 / 11d-f + vgl. A 6.1 / 11d-f + vgl. A 11.1 / 11d-f 
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Landtagsmitgliedschaft wird dort HIV auf Grundlage der AltE gezahlt. Eine Kür-

zung von WiG/WaiG erfolgt auch hier anteilig, sobald der Gesamtbetrag der HIV 

die AltE übersteigt. 

Eine Ausnahmeregelung findet man in SH. Dort wird unterschieden, ob es sich um 

die Hinterbliebenen eines aktiven Abgeordneten oder eines ausgeschiedenen 

Mandatsträgers handelt. Bei ehemaligen Landtagsmitgliedern wird keine HIV ge-

zahlt. Die Angehörigen aktiver Abgeordneter erhalten hingegen eine HIV. Die 

MAltE bei Gesundheitsschäden dient als Berechnungsgrundlage. Die Prozents-

ätze der HIV belaufen sich auf 55 % / 20 % / 12 % der MAltE.158 

Die summenmäßig höchste HIV wird in BY gezahlt (mind. 1.595,06 €/M /  

580,02 €/M / 348,01 €/M). Die geringsten Summen überweist  

ST (mind. 128,36 €/M / 42,79 €/M / 27,81 €/M). Die extrem unterschiedlichen Min-

dest-HIV rühren aus der bereits beschriebenen Problematik, dass in den Ländern 

MV, NI und ST bereits ab dem ersten Jahr der Landtagszugehörigkeit ein individu-

eller Anspruch auf die tatsächlich erdiente AltE entsteht. Dem gegenüber wird in 

BY, HE, NW, RP, SL, SN und TH beim Ableben des Mandatsinhabers, vor Errei-

chen der Mindestmandatszeiten, auf eine pauschale MAltE als Berechnungs-

grundlage abgestellt, welche deutlich höher ist als die tatsächlich erdiente AltE in 

MV, NI und ST.  

Der Bundesdurchschnitt beläuft sich auf 926,72 €/M / 329,84 €/M / 198,10 €/M. In 

den neuen Ländern sind die Durchschnittswerte wegen der niedrigeren GE deut-

lich geringer (597,06 €/M / 275,24 €/M / 125,30 €/M).159 

Aufgrund der unterschiedlichen VSS in den einzelnen Bundesländern ist eine Ver-

gleichbarkeit der Summen nur bedingt möglich. Es lässt sich jedoch erkennen, 

dass Abgeordnete aus Ländern, in welchen eine mehrjährige Mandatsdauer für 

die Zahlungen einer AltE gefordert wird und in denen im Falle einer Nichterfüllung 

der VSS auf die MAltE als Berechnungsgrundlage abgestellt wird, eine höhere HIV 

von Beginn der Mandatszeit an erhalten. Außerdem gilt der Grundsatz, je höher 

die GE ist, umso höher fällt auch das WiG/WaiG aus. 

                                                
158 vgl. A 12.1 / 9a + 11d-f 
159 vgl. A 14 / 7-9 
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Abbildung 11: Mindesthinterbliebenenversorgung (gerundet auf volle Euro) 
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5 Fazit 

Die Abgeordnetengesetze der Bundesländer leben. Sie werden in regelmäßigen  

Abständen novelliert und angepasst. Dies bot eine hervorragende Grundlage für 

diese wissenschaftliche Betrachtung. 

In dieser Diplomarbeit wurde verglichen, welche Leistungen den Abgeordneten der 

Flächenländer der BRD aus den jeweiligen Landesabgeordnetengesetzen zu-

stehen und wie hoch diese sind. Zudem wurde festgestellt welche Leistungsan-

sprüche in den betrachteten Ländern nahezu identisch sind. 

Aus der Datenerhebung ging hervor, dass die Leistungen an die Mandatsinhaber 

von Bundesland zu Bundesland verschieden sind. Jeder Gliedstaat regelt die Ab-

geordnetenbezüge separat in seinem Abgeordnetengesetz. Jedoch ähneln die 

Leistungen an die Amtsinhaber in Struktur und Aufbau, denen der Besoldung und 

Versorgung der jeweiligen Landesbeamten. Dies gilt sowohl für die laufenden Be-

züge (GE, AE, Reisekosten usw.), als auch für die Übergangsleistungen, die Ver-

sorgungsbezüge sowie die Hinterbliebenenbezüge. 

Im ersten Teil der Untersuchung wurden die laufenden Leistungen an die Abge-

ordneten verglichen. Der zweite Abschnitt der Diplomarbeit befasste sich mit den 

Versorgungs- und Hinterbliebenenbezügen. Die wichtigsten Ergebnisse werden 

nochmals kurz zusammengefasst. 

Jeder Amtsinhaber erhält währen der aktiven Mandatszeit eine mntl. GE. Dies ist 

sein steuer- und sozialversicherungspflichtiges Einkommen. Da diese Abgeordne-

tendiät die Berechnungsgrundlage für nahezu alle späteren Leistungen bildet 

(ÜGG, AltE, ÜG, HIV), finden sich die Abgeordneten aus Ländern mit einer ent-

sprechend hohen GE in vielen verglichenen Kategorien an der Spitze des Feldes 

wieder. Zumeist sind dies die Mandatsträger aus Bundesländern mit hoher Wirt-

schaftskraft und einer hohen Einwohnerzahl. Tendenziell finden sich die Gehalts-

unterschiede, welche branchenübergreifend zwischen den neuen und alten Bun-

desländern bestehen, auch in den GE der Abgeordneten wieder. 

In den meisten Ländern erhalten die Amtsinhaber neben der GE noch eine steuer- 

und sozialversicherungsfreie AE. Die gesetzlichen Bestimmungen zu den AE sind 

in Inhalt (für was werden sie gezahlt) und Umfang (Höhe der Zahlung) sehr diffe-
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renziert und daher nur bedingt vergleichbar. Dennoch beziffern die AE in den meis-

ten Ländern einen nicht unerheblichen Teil der Gesamtsumme der mntl. Zahlung 

an die Abgeordneten.  

Bei den Soft-Skills, wie z.B. Freifahrtberechtigung für die DB und ÖPNV oder der 

Kostenübernahme für mandatsbedingte Übernachtungen, sind die Abgeordneten 

aller Länder nahezu im selben Maße versorgt.  

Ob ein Anspruch auf Arbeitsplatzausstattung besteht und wie dieser aussieht (Nut-

zung von Medien und Büros am Sitz des Landtages oder Bereitstellung finanzieller 

Mittel zur Einrichtung eines Wahlkreisbüros), regelt jedes Bundesland separat. 

Mietzuschüsse für Wahlkreisbüros spielen in den verglichenen Abgeordnetenge-

setzen eine untergeordnete Rolle. Eine einheitliche Gesetzgebung ist hier nicht 

erkennbar, auch kein Zusammenhang zur Höhe der GE. 

Die Höhe der Erstattung für persönliche Mitarbeiter korrespondiert i.d.R. mit der zu 

erwartenden Höhe des Arbeitsaufkommens. In Bundesländern mit einer hohen 

Einwohnerzahl und einer damit verbundenen höheren Zahl an Wahlberechtigten, 

wird daher ein höheres Haushaltsbudget für persönliche Mitarbeiter zur Verfügung 

gestellt.  

Bei der Absicherung von Krankheits- und Pflegefällen sind die Bestimmungen der 

Gliedstaaten nahezu identisch. Die Absicherung der Abgeordneten sowie ehema-

liger Abgeordneter mit Anspruch auf AltE erfolgt analog den Angestellten (Zu-

schuss zu den Beiträgen der freiwillig gesetzliche oder private KV/PV) oder Beam-

ten (Beihilfe). Einzig BB schert hier aus der Reihe aus und bietet für Abgeordnete 

nicht die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Beihilfe.  

Ausgeschiedene Abgeordnete werden auch für die Zeit nach ihrer politischen Tä-

tigkeit abgesichert. Dies gilt sowohl für den Wiedereinstieg ins Berufsleben (ÜGG), 

als auch für die Altersvorsorge (AltE, Vorsorgebeitrag zum VLT, Vorsorgebeitrag 

zur Anlage einer privaten Altersvorsorge). Langjährige Abgeordnete haben zudem 

die Möglichkeit deutlich vor dem Erreichen ihrer Regelaltersgrenze eine AltE/RA 

zu erhalten. Wenn die Mandatsinhaber beim Ausscheiden aus dem LT noch nicht 

die VSS für die Zahlung einer AltE/RA erfüllen, werden diese Zeiten abgegolten, 

sodass keinem Abgeordneten renten- oder versorgungsrechtliche Fehlzeiten ent-

stehen. Dafür gibt es i.d.R. drei Möglichkeiten: die Zahlung einer Versorgungsab-

findung, eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder die 
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Anrechnung der Mandatszeit als rgfDZ. Dies gilt in allen Bundesländern mit Aus-

nahme von SH. Dort versichern sich die Abgeordneten privat mit dem ihnen ge-

zahlten Vorsorgebeitrag.  

Auch die Hinterbliebenen eines Abgeordneten oder ehemaligen Abgeordneten 

sind für den Fall des Ablebens finanziell abgesichert. In vielen Ländern wird ein 

ÜG gezahlt, mit dem die Angehörigen die Kosten der Beerdigung oder der letzten 

Krankheit tragen können. Alle Bundesländer gewähren zudem für Ehepartner und 

Kinder eine laufende HIV (WiG/WaiG). 

Es bleibt festzuhalten, dass aufgrund des föderalen Systems der BRD jedes Bun-

desland sein eigenes Abgeordnetengesetz hat und dass die Leistungen, die dar-

aus resultieren entsprechend verschieden sind. Trotz dessen findet man eine Viel-

zahl verschiedener Vergleichsmöglichkeiten. Im Hinblick auf das eigentliche Ziel 

dieser Diplomarbeit, einen Gesamtüberblick der Leistungen an die Abgeordneten 

ausgewählter Länderparlamente zu schaffen, konnte ein umfassender Einblick in 

die analysierte Rechtsmaterie gewonnen werden.  

Zukünftige Forschungen auf diesem Gebiet könnten an diese Arbeit anknüpfen 

indem sie die Übersichten im Anhang auf einem aktuellen Stand halten, Gesetzes-

novellierungen einarbeiten und ggf. für einige Länder tiefergehend forschen.  

Die Ergebnisse dieser Diplomarbeit könnten in den Fraktionen der Landtage dazu 

genutzt werden, sich einen Überblick über die Leistungen an die Abgeordneten 

der anderen Bundesländer zu verschaffen und bei anstehenden Gesetzesände-

rungen sinnvolle Novellierungen einzubringen. Des Weiteren könnten die Beauf-

tragten für den Haushalt der Finanzministerien Einsparpotenziale für ihr Bundes-

land finden. Fragestellungen könnten lauten: Muss sich Thüringen so viele Abge-

ordnete auf so wenige Einwohner leisten? Wäre es sinnvoll die Beihilfe für 

Abgeordnete abzuschaffen? Was kostet eine Mitgliedschaft im VLT zur jetzigen 

Zeit mehr, als die derzeitige Altersvorsorge und wieviel AltE könnte man bei einem 

Eintritt in das Versorgungswerk zukünftig sparen? 

Bei der Ausarbeitung dieser Arbeit ist eine Vielzahl weiterer Fragen aufgetreten, 

welche kritisch hinterfragt werden müssen. Sind die Leistungen, welche die Abge-

ordneten erhalten angemessen? Sollten nicht alle Abgeordneten gleich verdie-

nen? Am Ende dieser Diplomarbeit bleibt dies dahingestellt, regt aber hoffentlich 

zum weiteren nachdenken und forschen an.  
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1 Baden-Württemberg 

1.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in Baden-Würt-

temberg sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

AbgG BW Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 12.09.1978 §§ = AbgG BW

Anzahl der Abgeordneten 143

Einwohner 11.100.400

Einwohner je Abgeordnetem 77.625

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 8.210,00 €

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 125% GE

Summe der Entschädigung 18.472,50 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50%GE

Summe der Entschädigung 12.315,00 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 12.315,00 €

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 125% GE

Summe der Entschädigung 18.472,50 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 6b

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 10.496,00 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100% § 6c

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode ja § 6 Abs. 5

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 11.225,04 € § 6 Abs. 4

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 6

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 24 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 8.210,00 €

maximal mögliches Übergangsgeld 197.040,00 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 

Summe

b) Höchstgrenze

Summe

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat 1.859,00 § 11 Abs. 1 +  Anl. 1.3

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 25% GE

Summe 2.052,50 €

b) Höchst- Entschädigung 30% GE 

Summe 2.463,00 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE § 31 Abs. 1 Satzung VLT

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 1x GE

Summe mindestens 8.210,00 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 1x GE -1050€

Summe 7.160,00 €

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 0,5x  GE

Summe mindestens 4.105,00 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% RA

Summe mindestens

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% RA

Summe mindestens

f) Waisengeld Halbwaise 12% RA

Summe mindestens

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 19 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 19 Abs. 2

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 19 Abs. 1 + 3

§ 5 Abs. 1 + Anl. 1.2

§ 6 Abs. 2 +  Anl. 1.3

§ 20 Abs. 1 Satzung VLT

§ 20 Abs. 3 Satzung VLT

ja, aus

Versorgungswerk

 § 16 Abs. 1

§ 16 Abs. 2

§ 31 Abs. 2 Satzung VLT

§ 14 Abs. 1

§ 5 Abs. 2 + Anl. 1.2

ja, aus

Versorgungswerk

§ 10 Abs. 1

2.286 €

nein

nein

§§ 15 + 16 Satzung VLT
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1.2 Bekanntmachung der Präsidentin des Landtags von Baden - 

Württemberg vom 4. Juni 2019 
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1.3 Bekanntmachung der Präsidentin des Landtags von Baden-Württem-

berg vom 24. Juni 2020 
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2 Bayern 

2.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in Bayern sowie 

die Fundstelle im Gesetz  

 

BayAbgG Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 06.03.1996 §§ = BayAbgG

Anzahl der Abgeordneten 205

Einwohner 13.124.700

Einwohner je Abgeordnetem 64.023

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 8.657,00 €

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 17.314,00 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 12.985,50 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung 

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 12.246,00 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100% Art. 10 Abs. 1 + § 9 Abs. 3 BayRKG

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max. 12.500 € + 15% SB Art. 6 Abs. 4

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 9019,32 € Art. 8 Abs. 1 + Anl. 2.3

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja Art. 6 Abs. 5

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 1 Monat

Grundentschädigung längstens für 18 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 8.657,00 €

maximal mögliches Übergangsgeld 155.826,00 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 33,5% GE Art. 12 Abs. 1 + 2 

Summe 2.900,10 € Art. 13

b) Höchstgrenze 71,75% GE Art. 13

Summe 6.211,40 € Art. 13

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung mind. 33,5% GE

Summe 2.900,10 €

b) Höchst- Entschädigung  max. 71,75% GE

Summe 6.211,40 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja Art. 16 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja Art. 16 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja Art. 16 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 1x GE / 1,5x GE

Summe mindestens 8.657,00 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 1x AltE

Summe mindestens 2.900,10 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe mindestens 1.595,06 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 580,02 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 348,01 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja Art. 20 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja Art. 20 Abs. 3

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% Art. 20 Abs. 3 + 4

Art. 11 Abs. 1

Art. 18 Abs. 1 - 3

Art. 18 Abs. 4

nein

Art. 15 Abs. 1 +

Art. 12 + Art. 13

Art. 17 Abs. 1

Art. 17 Abs. 2

tats. Aufwendungen

nein

nein

Art. 5 Abs. 1 + Anl. 2.2

Art. 5 Abs. 2 + Anl. 2.2

nein

3.589 € Art. 6 Abs. 2 + Anl. 2.2
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2.2 Bekanntmachung der Präsidentin des Bayrischen Landtags vom  

27. Mai 2020 
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2.3 Auszug aus dem Haushaltsplan 2019/2020 – Einzelplan 01 Bayri-

scher Landtag - Kapitel 0101/124 01 – Erläuterungen zu persönlichen  

Mitarbeitern 
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3 Brandenburg 

3.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in 

Brandenburg sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

AbgG BB Funstelle im Gesetz

Nr. vom 19.06.2019 §§ = AbgG BR

Anzahl der Abgeordneten 88

Einwohner 2.521.900

Einwohner je Abgeordnetem 28.658

1 Grundentschädigung 8608,01

a) Abgeordnete 7.604,62 + 1003,39

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 70% GE

Summe der Entschädigung 14.633,62 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 35%GE

Summe der Entschädigung 3.012,80 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 70 % GE

Summe der Entschädigung 14.633,62 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 10 Abs. 1 + § 11 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 8608,01

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100%

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich max. 250 €

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max. 2.500 € § 8 Abs. 1 Nr. 3 

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich max. 800 € § 8 Abs. 1 Nr. 3 + 4

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 4560,37 € + 150 € § 8 Abs. 1 Nr. 1 + 2

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 7 Abs. 3

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 18 Monate

Höhe monatlich 80% GE

Summe 6886,408

maximal mögliches Übergangsgeld 123.955,34 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 

Summe

b) Höchstgrenze

Summe

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat 1.856,86 § 5 Abs. 2 + Anl. 3.2

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 20% GE

Summe 1.721,60 €

b) Höchst- Entschädigung 30% GE

Summe 2.582,40 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene

Summe

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe mindestens

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% RA

Summe mindestens

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% RA

Summe mindestens

f) Waisengeld Halbwaise 12% RA

Summe mindestens

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 17 Abs. 1 + 2

nein

nein

15 Abs. 6 + 

§ 20 Abs.1 + 3 Satzung 

VLT

§ 11 Abs. 5

§ 5 Abs. 1 + Anl. 3.2

§ 5 Abs. 3 + Anl. 3.2

§ 5 Abs. 3 + Anl. 3.2

nein

nein

ja, aus

Versorgungswerk
§ 16 Abs. 4 + 5

ja, aus

Versorgungswerk

§ 11 Abs. 1

§ 16 Abs. 1

§15 Abs. 3 Nr. 3 +

§ 23 Abs. 4 + 8 AbG B
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3.2 Bekanntmachung der Anpassung der Entschädigungen nach  

§ 5 Absatz 1und 2 des Abgeordnetengesetzes zum 1. Januar 2020 
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4 Hessen 

4.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Hessen sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

HessAbgG Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 18.10.1989 §§ = HessAbgG

Anzahl der Abgeordneten 137

Einwohner 6.288.100

Einwohner je Abgeordnetem 45.899

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 8.206,00 €

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50%

Summe der Entschädigung 12.309,00 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 25%

Summe der Entschädigung 10.257,50 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50%

Summe der Entschädigung 12.309,00 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 962 € § 6 Abs. 1 Nr. 5 + Anl. 4.2 

b) Mehraufwendungen nein

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja  §7 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 9.168,00 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100% § 6 Abs. 1 Nr. 3

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich max. 120€ § 6 Abs. 1 Nr.4 + § 8 Abs. 1 HRKG

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich 5.172 € § 6 Abs. 1 Nr. 4

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 1 Nr. 2

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 12 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 8.206,00 €

maximal mögliches Übergangsgeld 98.472,00 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 27,75% GE

Summe mindestens 2.277,17 €

b) Höchstgrenze 71,75 % GE

Summe mindestens 5.887,81 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 27,75% GE

Summe mindestens 2.277,17 €

b) Höchst- Entschädigung 71,75 % GE

Summe mindestens 5.887,81 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 14 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene

Summe

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe 1.252,44 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe 455,43 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe 273,26 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 16 Abs. 3+4

§ 16 Abs. 1

§ 11 + 

§ 13 Abs. 1

§  14 Abs. 2 + 

§ 23 Abs. 8 + 9 AbgG B

nein

§5 Abs. 1

§ 5 Abs. 2

nein

nein

§ 11

nein

§ 8 Abs. 1 + 

§ 9 Abs. 1-2

§ 15 Abs. 1 + 2

§ 15 Abs. 1-3
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4.2 Veröffentlichung des Präsidenten des Hessischen Landtags über die  

Beträge der Entschädigung der Abgeordneten und von den Leistun-

gen nach dem Hessischen Abgeordnetengesetz zum 1. Juli 2020 
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5 Mecklenburg-Vorpommern 

5.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Mecklenburg-Vorpommern sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

AbgG MV Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 16.10.2006 §§ = AbgG MV

Anzahl der Abgeordneten 71

Einwohner 1.608.100

Einwohner je Abgeordnetem 22.649

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 6.277,97 € § 6 Abs. 1 Anl. 5.2

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld)

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 12.555,94 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 9.416,96 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE 75% GE

Summe der Entschädigung 10.986,45 €

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 12.555,94 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.587,25 € § 9 Abs. 1 + Anl. 5.2

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 10 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 7.865,22 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 20,00 € § 12 Abs. 1

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich max. 450 € § 12 Abs. 2

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max 2.550 € § 9 Abs. 3

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 4.665,96 € § 9 Abs. 4

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 1 Monat

Grundentschädigung längstens für 36 Monate

Höhe monatlich 90%/70%/50% GE

Summe mindestens 3.138,99 €

maximal mögliches Übergangsgeld 131.837,49 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 4% GE

Summe 251,12 €

b) Höchstgrenze 71,75% GE

Summe 4.504,44 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 30% GE

Summe 1.883,39 €

b) Höchst- Entschädigung 71,75% GE

Summe 4.504,44 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene

Summe

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe mindestens

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 60% AltE

Summe mindestens 150,67 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 50,22 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 30,13 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 25 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 25 Abs. 2

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 25 Abs. 2+3

nein

§ 23 Abs. 1

§ 23 Abs. 2

§ 18 Abs. 1

nein

§ 20 Abs. 1

nein § 18 Abs. 1

§ 6 Abs. 2 Nr. 3 + Anl. 5.2

nein

nein

ja

§ 16 Abs. 1

nein

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 + Anl. 5.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 + Anl. 5.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 4 + Anl. 5.2
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5.2 Bekanntmachung: Entschädigung und Kostenpauschale für die Mit-

glieder des Landtages Mecklenburg-Vorpommern Vom 26.Oktober 

2018 sowie die Fundstelle zur Anpassung der Abgeordnetenbezüge 

für das Jahr 2020   

 

 

 

  



67 
 

6 Niedersachsen 

6.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Niedersachsen sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

NAbgG Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 20.06.2000 §§ = NAbgG

Anzahl der Abgeordneten 137

Einwohner 7.993.600

Einwohner je Abgeordnetem 58.347

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 7.175,52 € § 6 Abs. 1 + Anl. 6.2

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) max. 23,00 € § 11

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 14.351,04 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 40% GE

Summe der Entschädigung 10.045,73 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.456,95 € § 7 Abs. 1 + Anl 6.2

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 10 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 8.632,47 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 19,94 € § 12 Abs. 3

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich 75% Miete § 12 Abs. 4

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 4727,23 € § 7 Abs. 2

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 7 Abs. 3 

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 12 Monate

Höhe monatlich 1X GE

Summe 7.175,52 €

maximal mögliches Übergangsgeld 86.106,24 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 2,5% GE

Summe 179,39 €

b) Höchstgrenze 71,75%

Summe 5.148,44 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 25% GE

Summe 1.793,88 €

b) Höchst- Entschädigung 71,75% GE

Summe 5.148,44 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 21 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja § 21 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja § 21 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 2x GE

Summe 14.351,04 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 2x AltE

Summe mindestens 358,78 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe mindestens 197,33 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 71,76 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 43,05 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 13 Abs. 2

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 13 Abs. 1 + 2

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50%  §13 Abs. 1

tats. Aufwendungen

§ 20a Abs. 3

§ 23 Abs. 2

§ 22 Abs. 1

§ 22 Abs. 2

§ 22 Abs 4

nein

nein

§ 18 Abs. 1 + 

§ 20 Abs. 1

§ 20a Abs. 1

§ 16 Abs. 1 + 3 

§ 6 Abs. 2 

nein

nein

nein
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6.2 Bekanntmachung über die Höhe der Grundentschädigung und der  

Aufwandsentschädigung der Abgeordneten ab dem 1. Juli 2019 
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7 Nordrhein-Westfalen 

7.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Nordrhein-Westfalen sowie die Fundstelle im Gesetz 

 

AbgG NRW Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 05.04.2005 §§ = AbgG NRW

Anzahl der Abgeordneten 199

Einwohner 17.947.200

Einwohner je Abgeordnetem 90.187

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 9.330,22 €

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50%GE

Summe der Entschädigung 13.995,33 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 25%GE

Summe der Entschädigung 11.662,78 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung nein § 8 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 9.330,22 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100%

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode ja § 6 Abs. 2

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 8869,00 § 6 Abs. 3 + Anl. 7.2

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 5

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 12Monate

Höhe monatlich 50% GE

Summe 4.665,11 €

maximal mögliches Übergangsgeld 60.646,43 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 

Summe

b) Höchstgrenze

Summe

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat 2.290,22 § 5 Abs. 1 + § 10 Abs. 4

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 19% GE

Summe 1.772,74 €

b) Höchst- Entschädigung 29%GE

Summe 2.705,76 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 1x GE - 1.050 €

Summe 8.280,22 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe mindestens

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe mindestens 975,01 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20%AltE

Summe mindestens 354,55 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 212,73 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 13 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 13 Abs. 1 + 4

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 13 Abs. 4

§ 9 Abs. 1 - 3

ja, aus 

Versorgungswerk
§ 10 Abs. 3 Nr. 1

§ 11 Abs. 1

§ 11 Abs. 1 + 2

§ 12 Abs. 1 

§ 10 Abs. 3 Nr. 4
ja, aus

Versorgungswerk

ja, aus

Versorgungswerk

Nein

§ 26 der Satzung VLT

nein

nein

nein

§ 5 Abs. 1

nein

§ 5 Abs. 2

nein
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7.2  Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags vom 20.05.2019 
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8 Rheinland-Pfalz 

8.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Rheinland-Pfalz sowie die Fundstelle im Gesetz 

 

AbgGRhPf Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 21.07.1978 §§ = AbgGRhPf

Anzahl der Abgeordneten 101

Einwohner 4.093.900

Einwohner je Abgeordnetem 40.534

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 6.992,57 €

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) nein

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 13.985,14 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 10.488,86 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 13.985,14 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.280 € § 6 Abs. 2 Nr. 1

b) Mehraufwendungen 310 € § 6 Abs. 2 Nr. 3

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 6 Abs. 2 Nr. 3

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 8.743,63 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100% § 6 Abs. 4

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 4012,72 § 6 Abs. 3

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 5

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 12 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 6.992,57 €

maximal mögliches Übergangsgeld 83.910,84 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 33% GE

Summe 2.307,55 €

b) Höchstgrenze 68%GE

Summe 4.754,95 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 33% GE

Summe 2.307,55 €

b) Höchst- Entschädigung 75% GE

Summe 5.244,43 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 15 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja § 15 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja § 15 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 2x GE

Summe 13.985,14 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 2xAltE

Summe mindestens 4.615,10 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 60% AltE

Summe mindestens 1.384,53 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 461,51 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 276,91 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 19 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 19 Abs. 3

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 19 Abs. 3 + 4 

§ 16 Abs. 2

§ 16 Abs. 1

§ 17 Abs. 1 - 3 

§ 17 Abs. 1 - 4

tats. Aufwendungen

§ 5 Abs. 1 

nein

§ 5 Abs. 2

§ 5 Abs. 2

nein

nein

nein

§ 14 Abs. 1 + 2 

§ 11 + § 12

nein

§ 10 Abs: 1
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9 Saarland 

9.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten des Saarlands so-

wie die Fundstelle im Gesetz 

 

AbgG SL Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 04.07.1979 §§ = AbgG SL

Anzahl der Abgeordneten 51

Einwohner 986.900

Einwohner je Abgeordnetem 19.351

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 6.133,00 € § 5 Abs. 1

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld) 25,00 € § 7 Abs. 2

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 12.266,00 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 9.199,50 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 12.266,00 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.435 € § 6 Abs. 2 Nr. 1

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 6 Abs. 2 Nr. 2

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 7.568,00 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen außerhalb SL § 9 Abs. 1 + 2

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 3

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 18 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 6.133,00 €

maximal mögliches Übergangsgeld 110.394,00 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 35% GE

Summe 2.146,55 €

b) Höchstgrenze 71,75% GE

Summe 4.400,43 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 35% GE

Summe 2.146,55 €

b) Höchst- Entschädigung 71,75% GE

Summe 4.400,43 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 15 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja § 15 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja § 15 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 1x GE

Summe 6.133,00 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 1x AltE

Summe mindestens 2.146,55 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe mindestens 1.180,60 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20%AltE

Summe mindestens 429,31 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 257,59 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 20 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 20 Abs. 1 + 3

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 20 Abs. 3 + 4

tats. Aufwendungen

§ 5 Abs. 2

§ 5 Abs., 2

nein

nein

nein

nein

nein

nein

§ 11 + § 12 Abs. 1

nein

§ 14 Abs. 1 + 2

§ 16 Abs. 1

§ 10 Abs. 1

§ 16 Abs. 2

§ 17 Abs. 1 - 3

§ 17 Abs 1 -4 
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10 Sachsen 

10.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Sachsen sowie die Fundstelle im Gesetz 

 

AbgG SN Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 04.07.2000 §§ = AbgG SN

Anzahl der Abgeordneten 126

Einwohner 4.072.000

Einwohner je Abgeordnetem 32.317

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 5.943,50 € § 5 Abs. 1

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld)

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 11.887,00 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 8.915,25 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 8.915,25 €

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 11.887,00 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale mind. 3330,60 €

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung 

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 9.274,10 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 70,00 € § 11 Abs. 1 + SächsRKG

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich ja § 6 Abs. 1

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max. 5154,94 € § 6 Abs. 7

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich ja § 6 Abs. 1

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 6019,08 § 6 Abs. 4

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 6 Abs. 5 +§ 10

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 1 Monat

Grundentschädigung längstens für 18 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 5.943,50 €

maximal mögliches Übergangsgeld 106.983,00 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 36% GE 

Summe 2.139,66 €

b) Höchstgrenze 70% GE

Summe 4.160,45 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat ODER 1283,40 € § 13 Abs. 1 + § 14a Abs. 1

10

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 36% GE 

Summe 2.139,66 €

b) Höchst- Entschädigung 70% GE

Summe 4.160,45 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 17 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja § 17 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja § 17 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene

Summe

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe mindestens

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% AltE

Summe mindestens 1.176,81 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 427,93 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 256,76 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 21 Abs. 1

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50%

§ 12 Abs. 1

ja
§ 6 Abs. 1

§ 6 Abs. 6a

nein

§ 5 Abs. 2

§ 5 Abs. 2

§ 19 Abs. 3 

§ 21 Abs. 3+4

§ 13 Abs. 2 + 

§ 14b Abs. 1 + 2

§ 16 Abs. 1 + 2

nein

§ 19 Abs. 1 + 2
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11 Sachsen-Anhalt 

11.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Sachsen-Anhalt sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

AbgG LSA Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 23.02.2002 §§ = AbgG LSA

Anzahl der Abgeordneten 87

Einwohner 2.194.800

Einwohner je Abgeordnetem 25.228

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 7.131,02 € § 6 Abs. 1 + Anl. 11.2

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld)

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 14.262,04 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 50% GE

Summe der Entschädigung 10.696,53 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE 60% GE

Summe der Entschädigung 11.409,63 €

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 14.262,04 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.906,73 € § 8 Abs.1 + Anl. 11.3

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 9 Abs. 1

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 9.037,75 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 20,00 € § 11 Abs. 1

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich 336 € § 11 Abs. 2

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max 1534 € § 8 Abs. 3

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich 4805,94 § 8 Abs. 2

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 12 Abs. 1

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 24 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 7.131,02 €

maximal mögliches Übergangsgeld 171.144,48 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 3% GE

Summe 213,93 €

b) Höchstgrenze 69% GE

Summe 4.920,40 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 30% GE

Summe 2.139,31 €

b) Höchst- Entschädigung 69% GE

Summe 4.920,40 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 21 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja § 21 Abs. 2

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja § 21 Abs. 3

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 2x GE - 1.050€

Summe 13.212,04 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 2x AltE

Summe mindestens 427,86 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 60% AltE

Summe mindestens 128,36 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 42,79 €

f) Waisengeld Halbwaise 13% AltE

Summe mindestens 27,81 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 25 Abs. 1 + 3

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 25 Abs. 1+ 2

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 25 Abs. 2

§ 22 Abs. 2

§ 23 Abs. 1

§ 23 Abs. 3

§ 16 Abs. 1

tats. Aufwendungen

nein

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 + Anl. 11.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 + Anl. 11.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 4 + Anl. 11.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 3 + Anl. 11.2

nein

nein

nein

§ 17 Abs. 1 + 2 +

 § 18 Abs. 1

§ 18 Abs. + § 20 Abs.1

§ 22 Abs. 1
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11.2  Bekanntmachung des Betrages der monatlichen Entschädigung nach  

§ 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 des Abgeordnetengesetzes  

Sachsen-Anhalt. 

 

11.3  Bekanntmachung des Betrages der monatlichen Kostenpauschale 

nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 6 des Abgeordne-

tengesetzes Sachsen-Anhalt. 
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12 Schleswig-Holstein 

12.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Schleswig-Holstein sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

SH AbgG Fundstelle im Gesetz

Nr. vom 13.02.1991 §§ = SH AbgG

Anzahl der Abgeordneten 73

Einwohner 2.903.800

Einwohner je Abgeordnetem 39.778

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 8.877,91 € § 6 Abs. 1 + Anl. 12.2

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld)

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 72% GE

Summe der Entschädigung 15.270,01 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 13% GE

Summe der Entschädigung 10.032,04 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE 45% GE

Summe der Entschädigung 12.872,97 €

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 72% GE

Summe der Entschädigung 15.270,01 €

f) für einen Abgeordnetender dänischen Minderheit, wenn die Stärke einer Fraktion nicht erreicht wird 45% GE

Summe der Entschädigung 12.872,97 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 

b) Mehraufwendungen 

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 10 Abs. 1 + § 13

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 8.877,91 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen 100% § 10 Abs. 1 + § 12

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich 3374,65 § 9 Abs. 1

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 13 Abs. 1 b)

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 24 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 8.877,91 €

maximal mögliches Übergangsgeld 213.069,84 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 

Summe

b) Höchstgrenze

Summe

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat 1.975,39 § 17 Abs. 1 + Anl. 12.2

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung 25% GE

Summe 2.219,48 €

b) Höchst- Entschädigung 25% GE

Summe 2.219,48 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 2x GE

Summe 17.755,82 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 

Summe

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 

Summe mindestens

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 55% MAltE 

Summe mindestens 1.220,71 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20 % MAltE

Summe mindestens 443,90 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% MAltE

Summe mindestens 266,34 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja § 25 Abs. 2

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja § 25 Abs. 1 + 2

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 25 Abs. 1 + 2

nein

§ 20 Abs. 1

§ 20 Abs. 2

nein

tats. Aufwendungen

§ 22 Abs. 1

nein

§ 16 Abs. 1

§ 6 Abs. 2 Nr. 3 + Anl. 12.2

nein

nein

nein

nein

nein

§ 6 Abs. 2 Nr. 4 + Anl. 12.2

nein

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 + Anl. 12.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 + Anl. 12.2

§ 6 Abs. 2 Nr. 5 + Anl. 12.2
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12.2 Anpassungsverfahren nach § 28 Absatz 1 des Schleswig-Holsteini-

schen Abgeordnetengesetzes (SH AbgG) 

 

  



78 
 

13 Thüringen 

13.1 Übersicht zu den Leistungen an die Abgeordneten in  

Thüringen sowie die Fundstelle im Gesetz  

 

ThürAbgG Fundstelle im Gesetz

Nr. vom  09.03.1995 §§ = ThürAbgG

Anzahl der Abgeordneten 91

Einwohner 2.133.400

Einwohner je Abgeordnetem 23.444

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete 5.976,95 € § 5 Abs. 1

zusätzliche Leistungen (Sitzungsgeld)

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 11.953,90 €

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 28% GE

Summe der Entschädigung 7.650,50 €

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE

Summe der Entschädigung

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE 100% GE

Summe der Entschädigung 11.953,90 €

2 Aufwandentschädigungen monatlich

a) Kostenpauschale 1.347,30 € § 6 Abs. 2 Nr. 1

b) Mehraufwendungen 421,05 € § 6 Abs. 2 Nr. 2

c) Fahrten in Ausübung Mandat richten sich nach Entfernung ja § 6 Abs. 2 Nr. 3

3 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens 7.997,93 €

4 Übernachtungskosten (sofern nicht Übernachtung im Haus der Abgeordneten als Sachleistung)

a) mandatsbedingte Übernachtungen max. 120,00 € § 10 Abs. 4 + § 7 ThürRKG

b) Mietzuschuss Zweitwohnung inkl. Zweitwohnsitzsteuer monatlich max. 550,00 €

5 Persönliche Mitarbeiter und Büroausstattung

a) Bürogrundausstattung/ Kommunikationsmittel je Wahlperiode max. 2.556,46 € § 7

b) Mietkosten Wahlkreisbüro monatlich

c) Persönliche Mitarbeiter monatlich max. 3781,78 € § 7

6 Nebenleistungen

Freifahrtberechtigung öffentliche Verkehrsmittel ja § 9

7 Übergangsgeld

Grundentschädigung mindestens für 3 Monate

Grundentschädigung längstens für 12 Monate

Höhe monatlich 1x GE

Summe 5.976,95 €

maximal mögliches Übergangsgeld 71.723,40 €

8 Altersentschädigung

a) Mindestaltersentschädigung 26% GE

Summe 1.554,01 €

b) Höchstgrenze 71,75% GE

Summe 4.288,46 €

c) Vorsorgebeitrag zur  AV pro Monat

9 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung mind. 26% GE

Summe 1.554,01 €

b) Höchst- Entschädigung max. 75% GE

Summe 4.482,71 €

10 Versorgungsabfindung

a) Abfindung wenn kein Anspruch auf AE ja § 17 Abs. 1

b) Nachversicherung in GRV auf Antrag ja

c) Anrechnung rgfDZ anstelle Nachversicherung möglich ja

11 Hinterbliebene

a) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene 2x GE

Summe 11.953,90 €

b) Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Dritte 2x GE - 1.050€

Summe 10.903,90 €

c) Überbrückungsgeld bei Tod ehemaliger Abgeordneter für Hinterbliebene 2x AltE

Summe mindestens 3.108,02 €

d) Hinterbliebenenversorgung Ehegatte/Witwengeld 60% AltE

Summe mindestens 932,41 €

e) Waisengeld (WaiG) Vollwaise 20% AltE

Summe mindestens 310,80 €

f) Waisengeld Halbwaise 12% AltE

Summe mindestens 186,48 €

12 Beihilfen und Zuschüsse 

Beihilfe analog Beamtenvorschriften möglich ja

Wahlrecht Beihilfe oder Zuschuss KV/ PV ja

Zuschuss KV/PV (sowohl gesetzlich als auch privat) 50% § 20 Abs. 3

nein

nein

nein

nein

§ 5 Abs. 2 Nr. 1

§ 5 Abs. 2 Nr. 1

§ 5 Abs. 2 Nr. 2

§ 6 Abs. 4 + Art. 1 Nr. 1

ThürAbgGAusfBest

§ 13 + § 14

§ 11 + § 12 Abs. 1

§ 18 Abs. 1 + 2 

§ 19 Abs. 1+ 2

§ 19 Abs. 1 - 3

§ 20 Abs. 1

§ 16 Abs. 1

§ 17 Abs. 2 + 

§ 23 Abs. 7 + 8 AbgG B

§ 18 Abs. 1
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13.2 Unterrichtung durch die Präsidentin des Landtags. Veränderung der 

Grund- und Aufwandsentschädigungen vom 1. Januar 2020 
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14  Durchschnittsberechnungen 

 

 

Gesamt 

Flächenländer

Durchschnitt

Flächenländer

Anzahl der

 Länder

Gesamt

Ost

Durchschnitt

Ost

Anzahl der

 Länder

Anzahl der Abgeordneten
1.874 463

Einwohner
83.137.800 12.530.200

Einwohner je Abgeordnetem
44.364 27.063

1 Grundentschädigung 

a) Abgeordnete
97.519,67 € 7.501,51 € 13 33.937,45 € 6.787,49 € 5

b) Präsident des Landtages  (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE
183.255,51 € 14.096,58 € 13 65.292,50 € 13.058,50 € 5

c) Vizepräsident des Landtages (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE
126.678,93 € 9.744,53 € 13 39.692,03 € 7.938,41 € 5

d) je ein parlamentarischer Geschäftsführer (Zusatzentschädigung) je Fraktion zzgl. zur GE
56.499,30 € 11.299,86 € 5 31.311,33 € 10.437,11 € 2

e) Fraktionsvorsitzender (Zusatzentschädigung) zzgl. zur GE
137.595,14 € 13.759,51 € 10 65.292,50 € 13.058,50 € 5

2 Gesamtsumme laufende Zahlungen mindestens
117.845,24 € 9.065,02 € 13 42.783,01 € 8.556,60 € 5

3 Persönliche Mitarbeiter monatlich
70.383,09 € 5.414,08 € 13 23.983,13 € 4.796,63 € 5

4 maximal mögliches Übergangsgeld
1.611.109,06 € 123.931,47 € 13 605.643,71 € 121.128,74 € 5

5 (Alters-)Entschädigung bei Gesundheitsschäden

a) Mindest-Entschädigung
26.907,94 € 2.069,84 € 13 9.437,97 € 1.887,59 € 5

b) Höchst- Entschädigung
54.931,16 € 4.225,47 € 13 20.650,41 € 4.130,08 € 5

6 Überbrückungsgeld bei Tod aktiver Abgeordneter für Hinterbliebene
102.538,16 € 11.393,13 € 9 x x x

7 Witwengeld
10.193,92 € 926,72 € 11 2.388,25 € 597,06 € 4

8  Waisengeld Vollwaise
3.628,21 € 329,84 € 11 1.100,96 € 275,24 € 4

9
Waisengeld Halbwaise 2.179,06 € 198,10 € 11 501,18 € 125,30 € 4

X X13 5
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